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für Heizung, Beleuchtung und Reinigung von Amts­
und Wartezimmern, innerhalb der Dienstwohnungen 
der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der anderen 
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Liebe Gemeindeglieder, 
in diesen Wochen wird in der Evangelischen Kirche im Rhein­
land wieder für BROT FÜR DIE WELT gesammelt. 
Im Dezember 1959 ist BROT FÜR DIE WELT ins Leben geru­
fen worden. Seit über 40 Jahren haben Gemeindeglieder in 
der rheinischen Landeskirche sowie Freunde und Förderer 
rund 292 Millionen Mark für die Überwindung der Armut, des 
Hungers und der Not in den Ländern der sogenannten Dritten 
Welt zur Verfügung gestellt. 
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Wer die Not der Menschen in den ärmsten Ländern dieser 
Erde kennt, der weiß, dass diese Millionen viel bewirken - oft­
mals aber auch nur Tropfen auf dem heißen Stein sind. 

Deshalb dürfen wir nicht müde werden in unserem Bestreben, 
Menschen in den Hungerländern dieser Welt zu helfen. 

Die 41. Aktion BROT FÜR DIE WELT steht unter dem Leitwort 
"Gebt den Kindern eine Chance!". Damit will BROT FÜR DIE 
WELT die Zukunft der Kinder in der sogenannten Dritten Welt 
sichern. Sie sollen eine ordentliche Schulausbildung erhalten, 
die ihre Zukunftschancen erheblich verbessert. 

Ich bitte Sie darum sehr herzlich, die 41. Aktion BROT FÜR 
DIE WELT auch weiterhin mit Ihren Gaben und Ihrem Opfer, 
aber ebenso mit Ihrer Fürbitte zu unterstützen. 

Ihr 
Manfred Kock 

Kanzelabkündigung 
für Ostersonntag, den 23. April 2000 

Zum zweiten Schwerpunkt der 41. Aktion BROT FÜR DIE 
WELT (1999/2000) bitten wir Sie, den Brief des Präses der 
Evangelischen Kirche im Rheinland, Pfarrer Manfred Kock, zu 
vertesen: 

Liebe Gemeindeglieder, 

die 41. Aktion BROT FÜR DIE WELT steht unter dem Leitwort 
"Gebt den Kindern eine Chance". Mit dieser Botschaft ruft 
BROT FÜR DIE WELT dazu auf, den Kindern in den Hunger­
ländern dieser Erde die Möglichkeit zu geben, ihr Leben men­
schenwürdig zu gestalten. 

In den Großstädten Südafrikas sind Straßenkinder fast schon 
ein Teil des Stadtbildes geworden. Allein in Kapstadt gibt es 
offiziell ungefähr 2.000 Straßenkinder. Die Dunkelziffer ist 
jedoch sehr viel höher. BROT FÜR DIE WELT bemüht sich mit 
einem Projekt, das bisher mit rund 850.000 Mark unterstützt 
wurde, um eine erfolgreiche Rückkehr der Kinder in die Fami­
lien. Je kürzer ein Kind auf der Straße lebt, desto leichter und 
schneller kann es nach Hause zurückgebracht werden. 

Unter- und Fehlernährung sowie mangelhafte Schul- und 
Ausbildung sind in fast allen Ländern der sogenannten Dritten 
Welt ein normaler Zustand, den wir durch unser Helfen ändern 
können. BROT FÜR DIE WELT ruft deshalb zum Beten und 
zum Handeln auf. 

Durch unser Opfer für BROT FÜR DIE WELT tragen wir dazu 
bei, dass Menschen ohne Hoffnung aus der Liebe des aufer­
standenen Christus neuen Mut zum Leben gewinnen. Bitte 
helfen Sie. 

Ich grüße Sie herzlich 
Ihr 
Manfred Kock 

Kirchengesetz 
zur Änderung von Artikel 116 

der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Vom 14. Januar 2000 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
mit der vorgeschriebenen Mehrheit das folgende Kirchenge-

§1 

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland 
vom 2. Mai 1952 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. März 1998 (KAB!. S. 77), zuletzt geändert durch Kirchen­
gesetz zur Änderung von Artikel 192 vom 13. Januar 1999, 
wird wie folgt geändert: 

Artikel 116 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Gemeinde sind in wichtigen Angelegenheiten ihres Arbeitsge­
bietes vor abschließender Beratung und Beschlussfassung zu 
hören." 

§2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkündung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

Bad Neuenahr, den 14. Januar 2000 

Siegel 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 
Kock Drägert 

Kirchengesetz 
zur Änderung von Artikel 159 

der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Vom 14. Januar 2000 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
mit der vorgeschriebenen Mehrheit das folgende Kirchenge­
setz beschlossen: 

§1 

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland 
vom 2. Mai 1952 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. März 1998 (KABI. S. 77), zuletzt geändert durch Kirchen­
gesetz zur Änderung von Artikel 116 vom 14. Januar 2000, 
wird wie folgt geändert: 

Artikel 159 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

,,(2) Wenn zwei Pfarrerinnen oder Pfarrer gemeinsam eine 
Gemeindepfarrstelle oder eine Pfarrstelle des Kirchenkreises 
oder eines Verbandes innehaben, so sind beide, unabhängig 
von ihrer Mitgliedschaft in der Kreissynode, zum Kreissy­
nodalvorstand wählbar. Wird eine oder einer von ihnen in den 
Kreissynodalvorstand gewählt, so ruhen, abweichend von 
Artikel 141 Absatz 4, das Stimmrecht und die Wählbarkeit der 
oder des anderen in der Kreissynode" . 

Die bisherigen Absätze 2 bis 7 werden Absätze 3 bis 8. 

§2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkündung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

Bad Neuenahr, den 14. Januar 2000 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

setz beschlossen: Siegel Kock Drägert 
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Kirchengesetz 
zur Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft 

bei ins benachbarte Ausland 
verziehenden Gemeindegliedern 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 
{Auslandsmitgliedschaftsgesetz} 

Vom 14. Januar 2000 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§1 

(1) Scheidet ein Kirchenmitglied durch vorübergehende oder 
dauerhafte Verlegung seines Wohnsitzes in das benachbarte 
Ausland aus seiner bisherigen Kirchengemeinde aus, so kann 
es die Kirchenmitgliedschaft mit allen kirchlichen Rechten und 
Pflichten in der bisherigen oder einer anderen Kirchengemein­
de fortsetzen, wenn die Lage des Wohnsitzes die regelmäßige 
Teilnahme am Leben der Kirchengemeinde zuläßt. Dies gilt 
auch, wenn sich das Kirchenmitglied einer evangelischen Kir­
chengemeinde des Aufenthaltsortes anschließt. 

(2) Die Verlegung des Wohnsitzes ins benachbarte Ausland 
muss grenznah zum Bereich der Evangelischen Kirche im 
Rheinland erfolgen. 

§2 

(1) Für die Fortsetzung der Mitgliedschaft in der bisherigen 
Kirchengemeinde genügt eine schriftliche Mitteilung an die 
zuständige Kirchengemeinde, wenn diese innerhalb einer Frist 
von einem Monat nach der Aufgabe des inländischen Wohn­
sitzes abgegeben wird. 

(2) Bestehen nach Kenntnisnahme der Mitteilung gegen die 
Fortsetzung der Mitgliedschaft Bedenken, entscheidet hierü­
ber das örtlich zuständige Presbyterium. Gegen diese Ent­
scheidung ist Beschwerde an den Kreissynodalvorstand 
zulässig. Dieser entscheidet endgültig. 

§3 

Soll die Kirchenmitgliedschaft bei Umzug ins benachbarte 
Ausland zu einer Kirchengemeinde der Evangelischen Kirche 
im Rheinland nach Ablauf der Mitteilungsfrist oder neu 
begründet werden, ist dies-schriftlich gegenüber der örtlich 
für die Aufnahme zuständigen Kirchengemeinde oder einer 
anderen nach kirchlichem Recht dafür befugten Stelle zu 
beantragen. § 2 Absatz 2 gilt entsprechend. 

§4 

Die Fortsetzung oder Neubegründung der Kirchenmitglied­
schaft ist von der Verpflichtung abhängig zu machen, regel­
mäßig einen Kirchenbeitrag in angemessener Höhe zu zahlen. 
Im Ausland zu zahlende Beiträge sind zu berücksichtigen. 

§5 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, die Anwendung dieses 
Gesetzes regional zu beschränken. 

§6 

Die zuständige Kirchengemeinde soll sich nach Möglichkeit 
über die Beibehaltung oder Neugründung der Kirchenmit­
gliedschaft mit dem zuständigen Leitungsorgan der Kirchen­
gemeinde des ausländischen Wohnsitzes ins Benehmen 
setzen. 

§7 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, Ausführungsbestimmun­
gen zu diesem Gesetz zu erlassen. 

§8 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkündung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

Bad Neuenahr, den 14. Januar 2000 

Siegel 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Kock Drägert 

Kirchengesetz 
über die Einführung des 

Evangelischen Gottesdienstbuches 
der Evangelischen Kirche der Union 

in der Evangelische Kirche im Rheinland 

Vom 14. Januar 2000 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland 'hat 
das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

Das von der Synode der Evangelischen Kirche der Union 
durch das Kirchengesetz zum Evangelischen Gottesdienst­
buch vom 5. Juni 1999 (ABI. EKD S. 403) beschlossene 
"Evangelische Gottesdienstbuch - Agende für die Evangeli­
sche Kirche der Union und die Vereinigte Evangelisch-Lutheri­
sche Kirche Deutschlands" wird in der Evangelischen Kirche 
im Rheinland nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
eingeführt. 

§2 

Die im Evangelischen Gottesdienstbuch enthaltenen Grund­
formen des Gottesdienstes werden gemäß Artikel 17 Absatz 2 
der Kirchenordnung für den Gebrauch in den Gemeinden 
genehmigt. 

§3 

Die Presbyterien stellen beschlussmäßig fest, ob in der Regel 
die Grundform I oder die Grundform 11 dieser Agende für den 
Gottesdienst an Sonn- und Feiertagen zu gebrauchen ist und 
in welcher Form das Heilige Abendmahl gefeiert wird. 

§4 

(1) Die ausgeformten Liturgien, die weiteren Gottesdienste, 
die Gottesdienste in offener Form, die nach Kirchenjahr und 
Anlass wechselnden Stücke und die Textsammlung des Evan­
gelischen Gottesdienstbuches werden zum Gebrauch em­
pfohlen. 

(2) Ein Austausch von einzelnen Texten gegen andere, die für 
den evangelischen Gottesdienst geeignet sind, ist möglich. 

§5 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, Ausführungsbestimmun­
gen zu diesem Gesetz zu erlassen. 
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§6 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkündung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) das Kirchengesetz über die Einführung der Agende 
der Evangelischen Kirche der Union in der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland vom 14. Mai 1959 (KABI. 
S.149); 

b) der Beschluss der Landessynode zur Gottesdienst­
form vom 15. Juni 1971 (KABI. S. 179); 

c) das Kirchengesetz zur Übernahme von Änderungen 
der Agende der Evangelischen Kirche der Union vom 
13. Januar 1989 (KABI. S. 42); 

d)' das Kirchengesetz zur Erprobung der erneuerten 
Agende vom 11. Januar 1991 (KABI. S. 5), geändert 
durch Kirchengesetz vom 11. Januar 1996 (KABI. S. 2); 

e) die Richtlinien für die Einführung der Agende der 
Evangelischen Kirche der Union vom 12. September 
1960 (KABI. S. 172). 

Bad Neuenahr, den 14. Januar 2000 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Siegel Kock Drägert 

Kirchengesetz 
zur Änderung des Kirchengesetzes 

über die Durchführung der Pfarrbesoldung, 
den finanzausgleich und die Umlagen 

in der Evangelischen Kirche im Rheinland 
(finanzausgleichsgesetz - fAG) 

Vom 14. Januar 2000 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über 
die Durchführung der Pfarrbesoldung, den Finanzausgleich 
und die Umlagen in der Evangelischen Kirche im Rheiniand 
vom 10. Januar 1996 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Februar 1997 (KABI. S. 82), zuletzt geändert am 
11. Januar 1999 (KABI. S. 68) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Absatz 2 wird gestrichen, Absatz 3 wird neuer Absatz 2. 

2. In § 3 Absatz 2 wird der Satzteii "die Aufwendungen für 
die Dienstwohnungen, den Dienstwohnungsbetrag sowie" 
gestrichen. 

3. § 3 Absatz 3 wird gestrichen. 

4. In § 5 Absatz 1 wird in Satz 1 der Verweis "Abs. 3" gestri­
chen. 

5. § 6 Absatz 1 wird gestrichen, Absatz 2 wird alleiniger 
Absatz. 

6. § 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
,,(1) Zur Deckung der nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 Nr. 
1 und § 4 entstehenden Kosten zahlen die Anstellungskör­
perschaften für jede bestehende Pfarrstelle einen Pau­
schalbetrag an die Landeskirche." 

7. § 7 Absatz 5 wird gestrichen, die Absätze 6 und 7 werden 
die Absätze 5 und 6. 

8. In § 7 Absatz 6 (neu) werden die Sätze 3 und 4 gestrichen. 

9. § 7 erhält einen neuen Absatz 7 mit folgenden Wortlaut: 
,,(7) Personalkosten, die in den Fällen der Absätze 5 und 
6 durch die Einstellung einer Vertretungskraft entstehen, 
werden von der Zentralen Pfarrbesoldung übernommen. 
In diesem Fall ist der Pauschalbetrag entsprechend dem 
Umfang der Vertretung zu zahlen." 

10. In der Überschrift des V. Abschnittes wird das Wort 
"Strukturfonds" gestrichen. 

11. § 14 wird gestrichen. 

12. Die bisherigen §§ 15 bis 17 werden ab 1. Januar 2001 zu 
§§ 14 bis 16. 

Artikel 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft, die 
Nummern 10, 11 und 12 am 1. Januar 2001. 

Artikel 3 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, das Kirchengesetz in der 
durch dies Kirchengesetz geänderten Fassung neu bekannt­
zumachen. 

Bad Neuenahr, den 14. Januar 2000 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Siegel Kock Drägert 

Kirchengesetz 
zur Änderung des Kirchengesetzes 

über die Bildung von Mitarbeitervertretungen 
in kirchlichen Dienststellen 

in der Evangelischen Kirche im Rheil1land 
(MVG-EKiR) 

Vom 14. Januar 2000 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die Bildung von Mitarbeitervertretun­
gen in kirchlichen Dienststellen in der Evangelischen Kirche 
im Rheinland (MVG-EKiR) vom 12. Januar 1994 (KABI. S. 4), 
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 15. Januar 1998 
(KABI. S. 106), wird wie folgt geändert: 
1. Es wird folgender neuer § 12 eingefügt: 

,,§ 12 

(Zu §§ 54 und 55) 

Zur Förderung des Informations- und Erfahrungsaus­
tauschs sowie zur Förderung der Fortbildung treffen sich 
Mitglieder von Mitarbeitervertretungen zu regelmäßigen 
Zusammenkünften. Näheres regelt die Kirchenleitung 
durch Verordnung." 

2. Die bisherigen §§ 12 bis 15 werden §§ 13 bis 16. 

Artikel 2 

lnkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 2000 in Kraft. 

Bad Neuenahr, den 14. Januar 2000 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Siegel Kock Drägert 
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Kirchengesetz 
zur Änderung des Kirchengesetzes 

über das Verfahren zur Regelung der 
Arbeitsverhältnisse 

der Mitarbeiter im kirchlichen Dienst 
(Arbeitsrechtsregelungsgesetz - ARRG) 

Vom 14. Januar 2000 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

. Artikel 1 

Das Kirchengesetz über das Verfahren zur Regelung der 
Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter im kirchlichen Dienst 
(Arbeitsrechtsregelungsgesetz - ARRG) vom 19. Januar 1979 
(KAB!. S. 223), geändert durch Kirchengesetz vom 12. Januar 
1994 (KAB!. S. 3) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Worte "im Haupt und Neben­

beruf" gestrichen. 
b) In Absatz 2 wird nach dem Wort "betreffen" die Klam­

mer ,,(Arbeitsrechtsregelungen)" angefügt. 
2. § 3 erhält folgende Fassung: 

,,§3 
Verbindlichkeit der Arbeitsrechtsregelungen 

(1) Die von der Arbeitsrechtlichen Kommission nach § 2 
Absatz 2 und die von der Schiedskommission nach § 16 
beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen sind verbindlich 
und wirken normativ. 

(2) Es dürfen nur Arbeitsverträge geschlossen werden, die 
den von der Arbeitsrechtlichen Kommission und der 
Schiedskommission beschlossenen Arbeitsrechtsrege­
lungen entsprechen." 

3. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte "haupt- oder nebenberuf­
lich" gestrichen. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Mindestens zwei Drittel müssen mit mindestens der 
Hälfte einer Vollbeschäftigung tätig sein." 

4. In § 9 wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 
,,(2) Einem Mitglied und einem stellvertretenden Mitglied 
der Arbeitsrechtlichen Kommission darf nur gekündigt 
werden, wenn ein Grund zur außerordentlichen Kündigung 
vorliegt oder wenn die Dienststelle ganz oder teilweise 
aufgelöst wird und der Mitarbeiter aus betrieblichen Grün­
den nicht anderweitig beschäftigt werden kann. Wird die 
Dienststelle aufgelöst, so ist die Kündigung frühestens 
zum Zeitpunkt der Auflösung zulässig, es sei denn, dass 
wegen zwingender betrieblicher Gründe zu einem früheren 
Zeitpunkt gekündigt werden muss. Satz 1 gilt entspre­
chend für die Kündigung von ehemaligen Mitgliedern und 
stellvertretenden Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission innerhalb eines Jahres nach Beendigung ihres 
Amtes." 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4. 

5. § 12 erhält folgende Fassung: 

"§ 12 
Verfahren bei Arbeitsrechtsregelungen ' 

(1) Die von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlos­
senen Arbeitsrechtsregelungen im Sinne von § 2 Absatz 2 
werden den in ihr vertretenen Landeskirchen, Diakoni­
schen Werken und Vereinigungen von Mitarbeitern zuge-

leitet. Werden keine Einwendungen nach Absatz 2 oder 3 
erhoben, so machen die Landeskirchen und Diakonischen 
Werke die Beschlüsse nach Maßgabe der für ihren Bereich 
geltenden Bestimmungen bekannt. Sie können Rege­
lungen über eine gemeinsame Bekanntmachung treffen. 

(2) Gegen eine von der Arbeitsrechtlichen Kommission 
beschlossene Arbeitsrechtsregelung können von den 
zuständigen Stellen nach Absatz 1 Satz 1 innerhalb einer 
Ausschlussfrist von einem Monat Einwendungen bei der 
Arbeitsrechtlichen Kommission erhoben werden. Werden 
Einwendungen erhoben, erlangt die gesamte Arbeits­
rechtsregelung keine Verbindlichkeit. Die zuständigen 
Stellen werden von der Arbeitsrechtlichen Kommission 
entsprechend unterrichtet. Die Arbeitsrechtliche Kommis­
sion hat in der auf den Zugang der Einwendungen folgen­
den Sitzung über die gesamte Materie der Arbeits­
rechtsregelung erneut zu beraten. Werden gegen eine 
nach erneuter Beratung beschlossene Arbeitsrechtsrege­
lung keine Einwendungen nach Absatz 3 erhoben, ist sie 
nach Absatz 1 bekanntzumachen. 

(3) Gegen eine nach erneuter Beratung gemäß Absatz 2 
Satz 4 beschlossene Arbeitsrechtsregelung können von 
den zuständigen Stellen nach Absatz 1 Satz 1 innerhalb 
einer Ausschlussfrist von einem Monat Einwendungen bei 
der Schiedskommission erhoben werden. Die Schieds­
kommission entscheidet endgültig. Absatz 2 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. 

(4) Hat sich in einer Angelegenheit im Sinne von § 2 
Absatz 2 nach erstmaliger Beratung in der Arbeitsrechtli­
chen Kommission nicht mehr als die Hälfte der Mitglieder 
der Arbeitsrechtlichen Kommission für und auch nicht 
mehr als die Hälfte gegen den gestellten Antrag ausge­
sprochen, so hat die Arbeitsrechtliche Kommission auf 
Verlangen von mindestens einem Drittel ihrer Mitglieder in 
derselben oder der nächsten Sitzung erneut über die 
Angelegenheit zu beraten. 

Hat sich in einer Angelegenheit im Sinne von § 2 Absatz 2 
nach erneuter Beratung in der Arbeitsrechtlichen Kommis­
sion gemäß Satz 1 oder Absatz 2 Satz 4 nicht mehr als die 
Hälfte der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
für und auch nicht mehr als die Hälfte gegen den gestell­
ten Antrag ausgesprochen, so kann in dringenden Fällen 
oder in Fällen von grundsätzlicher Bedeutung von minde­
stens einem Drittel der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen 
Kommission innerhalb einer Ausschlussfrist von einem 
Monat eine Entscheidung der Schiedskommission in der 
Angelegenheit beantragt werden. Die Schiedskommission 
entscheidet endgültig. 

(5) Einwendungen nach Absatz 2 oder 3 können nur gegen 
die beschlossene Arbeitsrechtsregelung insgesamt erho­
ben werden. Einwendungen nur gegen einen Teil der 
Arbeitsrechtsregelung sind unzulässig. 

(6) Die Einwendungsfrist nach Absatz 2 und 3 beginnt mit 
dem Zugang der Arbeitsrechtsregelung durch schriftliche 
Mitteilung der Arbeitsrechtlichen Kommission. Die 
Antragsfrist nach Absatz 4 Satz 2 beginnt mit dem Tag 
nach der Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission, in 
der nach der erneuten Beratung über die Angelegenheit 
abgestimmt worden ist. 

(7) Die Einwendungen nach Absatz 2 und der Antrag nach 
Absatz 4 Satz 1 sind mit entsprechender Begründung und 
einem konkreten Antrag an die Geschäftsstelle der 
Arbeitsrechtlichen Kommission zu richten. 

(8) Die Einwendungen nach Absatz 3 und der Antrag nach 
Absatz 4 Satz 2 sind mit entsprechender Begründung und 
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einem konkreten Antrag an die Geschäftsstelle der 
Schiedskommission zu richten. Bei Anrufung der Schieds­
kommission darf nur ein Antrag gestellt werden, über den 
in der beanstandeten Sache zuletzt in der Arbeitsrechtli­
chen Kommission abgestimmt worden ist. Sofern in einer 
Sitzung der Schiedskommission eine zuständige Stelle 
nach Absatz 1 Satz 1 oder die Arbeitsrechtliche Kommis­
sion vertreten wird, ist die Beauftragung dazu auf Verlan­
gen der Schiedskommission schriftlich nachzuweisen." 

6. In § 14 Satz 4 wird die Angabe "Satz 3" durch die Angabe 
"Satz 4" ersetzt. 

7. In § 15 Absatz 2 werden nach der Zahl 4 die Worte "und 
Absatz 2" eingefügt. 

8. § 16 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Schiedskommission hat die Grundsätze des fairen 
Verfahrens zu beachten. Sie ist an den gestellten Antrag 
insoweit gebunden, als sie ihn nicht überschreiten darf." 

9. In § 20 werden die Absatzbezeichnung ,,(1)" und der 
Absatz 2 gestrichen. 

10. § 21 wird gestrichen. 

11. Der bisherige § 22 wird § 21. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 2000 in Kraft, jedoch 
nicht vor dem Erlass von diesem Kirchengesetz entsprechen­
den Bestimmungen durch die Evangelische Kirche von West­
falen und die Lippische Landeskirche. 

Bad Neuenahr, den 14. Januar 2000 

Siegel 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Kock Drägert 

Kirchengesetz 
zur Änderung des Kirchengesetzes 
über die Pastoren im Sonderdienst 

in der Evangelischen Kirche im Rheinland 
(Sonderdienstgesetz) 

Vom 14. Januar 2000 

Der Landessynode der Evangelische Kirche im Rheinland hat 
das folgende Kirchengesetz beschlossen. 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die Pastoren im Sonderdienst in der 
Evangelischen Kirche im Rheinland vom 11. Januar 1985 
(KABI. S. 20), zuletzt geändert am 30. Mai 1997 (KABI. S. 170), 
wird wie folgt geändert: 

In § 5 Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

"Eine Verlängerung nach Satz 1 ist für Pastoren im Sonder­
dienst ausgeschlossen, die nach dem 30.09.2000 erstmalig in 
den Sonderdienst berufen werden." 

Artikel 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkündung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

Artikel 3 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, das Kirchengesetz über 
die Pastoren im Sonderdienst in der Evangelische Kirche im 

Rheinland in der durch dieses Kirchengesetz geänderten Fas­
sung in die inklusive Sprache zu überarbeiten und neu 
bekanntzumachen. 

Bad Neuenahr, den 14. Januar 2000 

Evangelische Kirche im Rheiniand 
Die Kirchenleitung 

Siegel Kock Drägert 

Änderung der Verwaltungsverordnung 
zur Ausführung der Verordnung 

über die Gewährung von Beihilfen 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 

Nr. 2440 Az. 14-12-2-2 Düsseldorf, den 31. Januar 2000 

Auf Grund von Artikel 5 der Notverordnung über die 
Gewährung von Beihilfen bei Krankheit, Geburt und Tod vom 
20. August 1999 (KABI. S. 251) - geändert durch die Notver­
ordnung vom 2. Dezember 1999 (KABI. S. 376) - wird die Ver­
waltungsverordnung zur Ausführung der Verordnung über die 
Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todes­
fällen des Finanzministeriums NRW, die unter Berücksichti­
gung der kirchlichen Besonderheiten am 2. September 1999 
(KABI. S. 294) veröffentlicht wurde, wie folgt geändert: 

1. Nummer 2a.4 erhält folgende Fassung: 

2a.4 Beamte, denen eine Teilzeitbeschäftigung nach 
§ 85a Abs. 3 LBG bewilligt worden ist, erhalten wei­
terhin Leistungen der Krankheitsfürsorge nach § 85a 
Abs. 4 bzw. § 86 Abs. 2 Satz 3 LBG. Für Pfarrer gilt 
diese Bestimmung entsprechend. 

2. In Nummer 3 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

Soweit Versorgungsempfänger im kirchlichen Dienst eine 
Beschäftigung als Arbeitnehmer ausüben, ist die BVOAng 
nicht anzuwenden. Der Beihilfeanspruch als Versorgungs­
empfänger verdrängt die Beihilfeberechtigung aus dem 
Arbeitsverhältnis. 

3. In Nummer 5.8 wird folgender Satz angefügt: 

Soweit freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherten Angehörigen eines Beihilfeberechtigten Auf­
wendungen nach dem 31.3.1999 entstanden sind, ist ent­
sprechend zu verfahren. 

4. Nach Nummer 5.8 wird folgende Nummer 5.9 eingefügt: 

5.9 Soweit Angehörige einen eigenen Beihilfeanspruch 
nach § 1 Abs. 6 BVOAng haben, ist nach der Recht­
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts dem Bei­
hilfeberechtigten zu den Aufwendungen der berück­
sichtigungsfähigen Angehörigen unter Anrechnung 
deren eigenen Beihilfeanspruchs eine Beihilfe zu 
gewähren. 

5. Die bisherige Nummer 5.9 wird Nummer 5.9a. 

6. In Nummer 6.1 b) wird nach dem Komma folgender 
Halbsatz angefügt: 

zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 23.10.1998 
(BAnz. Nr. 16 S. 947), 

7. Nummer 7.2 erhält folgende Fassung: 

7.2 Als Sachleistungen gelten nicht Leistungen nach 
§ 30 Abs. 1 Satz 1 SGB V. an denen sich Versicherte 
nach § 30 Abs. 2 SGB V zu beteiligen haben. 
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8. In Nummer 8.4 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

Beihilfen sind auch beim Bestehen eines Sach- oder 
Dienstleistungsanspruchs zu gewähren, sofern der Bei­
hilfeberechtigte oder die berücksichtigungsfähigen Per­
sonen noch mit eigenen Aufwendungen belastet sind und 
kein Sachleistungssurrogat vorliegt. 

9. In Nummer 10.4 Satz 1 werden die Worte ,,Anlage zu § 4 
Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 BVO" durch die Worte "Anlage 1 (zu 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Satz BVO)" ersetzt. 

1 O. Nummer 10a.3 erhält folgende Fassung: 

10a.3 Von den nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 BVO beihilfefähigen 
Aufwendungen wird der Selbstbehalt für den Auf­
nahmetag und jeden weiteren Tag des Kranken­
hausaufenthalts abgezogen. 

11. In Nummer 11.1 Satz 1 werden hinter dem Wort "Helixor" 
das Komma durch das Wort "und" ersetzt und nach dem 
Wort "Iscador" die Worte "und Thymusextrakte (ein­
schließ!. ... -Tumorin und .... -Mugos)" gestrichen. 

12. In Nummer 11.2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

Aufwendungen für eine Zell behandlung (Frischzellen, 
Trockenzellen), für Thymusextrakte und für Geriatrika -
das sind Mittel, die dazu dienen sollen, den physiologi­
schen Alterungsprozess aufzuhalten oder zu beeinflussen 
- sind nach § 4 Abs. 1 Nr. 7 Satz 2 Buchstabe a BVO 
nicht beihilfefähig. 

13. In Nummer 11.4 wird die Zahl ,,3" durch die Zahl ,,2" 
ersetzt. 

14. Nummer 11.6 erhält folgende Fassung: 

11.6 Aufwendungen für Präparate zur Behandlung von 
erblich bedingtem Haarausfall bei Männern (z.B. 
Propecia), zur Behandlung der erektilen Dysfunkti­
on (z.B. Viagra), zur Anreizung und Steigerung der 
sexuellen Potenz sowie für Mittel zur Gewichtsre­
duktion (z.B. Xenical) sind nicht beihilfefähig. 

15.ln Nummer 11.7 werden die Worte "Anlage zu § 4 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 5 BVO" durch die Worte "Anlage 1 (zu § 4 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 5 BVO)" ersetzt. 

16. Nummer 12.2 erhält folgende Fassung: 

12.2 Eine Änderung der Sehfähigkeit um mindestens 
0,5 Dioptrien liegt auch vor, wenn z.B. die Werte für 
ein Auge um 0,25 Dioptrien zugenommen und für 
das andere Auge um 0,25 Dioptrien abgenommen 
haben, nicht jedoch, wenn sowohl die Werte für 
das linke als auch für das rechte Auge um jeweils 
0,25 Dioptrien zu- oder abgenommen haben. Bei 
Kurzsichtigkeit oder Achsenverschiebung sind die 
Aufwendungen für eine Ersatzbeschaffung auch 
dann beihilfefähig, wenn sich mit der neuen Sehhil­
fe die Sehschärfe (Visus) um mindestens 20 Pro­
zentpunkte verbessert. 

17. In Nummer 12.3 wird folgender Satz angefügt: 

Einschleifkosten von Brillengläsern sind bis zu einem 
Betrag von 20 DM je Glas beihilfefähig. 

18. In Nummer 14.2 wird folgender Satz angefügt: 

Bei einer zuvor ambulant durchgeführten Chemo- oder 
Strahlentherapie gilt eine anschließend notwendige Sana­
toriumsmaßnahme ebenfalls als Anschlussheilbehand­
lung. 

19. Nummer 16 wird gestrichen. 

20. Nummer 19.3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Für Ptlichtversicherte sowie tür freiwillig in der gesetzli­
chen Krankenversicherung Versicherte, denen zu ihrem 

Krankenversicherungsbeitrag dem Grunde nach ein 
Zuschuss nach § 257 SGB V zusteht oder die beitragsfrei 
nach § 224 SGB V versichert sind, werden Beihilfen für 
eine Behandlung im Ausland nur gewährt, wenn im Aus­
land keine Sachleistung erlangt werden konnte und das 
Ausland nicht zum Zwecke der Behandlung aufgesucht 
wurde. 

21. In Nummer 22c.3 wird der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

dies gilt nicht bei einer Teilzeitbeschäftigung nach § 85a 
Abs. 3 LBG. 

22. Nummer 24b erhält folgende Fassung: 

24b Zu § 13 Abs. 4 
Die Antragsgrenze von 200 DM gilt nicht, wenn der 
Beihilfeberechtigte aus dem beihilfeberechtigten 
Personenkreis ausgeschieden ist oder den 
Dienstherrn gewechselt hat. 

iI 

Die Anlage 4 (Kurorteverzeichnis) wird wie folgt geändert: 

1. Die Eintragung Colberg erhält folgende Fassung: 
Colberg/ 98663 Bad Colbergl Bad Colberg Heilbad 
Heldburg Heldburg 

2. Hinter der Eintragung Eilsen wird folgende Eintragung 
eingefügt: 
Ellrich 99755 Ellrich Sülzhayn Heilklimatischer 

Kurort 

3. Die Eintragung Frankenhausen erhält folgende Fassung. 
Franken- 06567 Bad Franken- K Heilbad 
hausen hausen 

4. Die Eintragung Gehringswalde wird gestrichen. 

5. Die Eintragung Heiligenstadt erhält folgende Fassung: 
Heiligen- 37308 Heilbad K Heilbad 
stadt Heiligenstadt 

6. Die Eintragung Klosterlausnitz erhält folgende Fassung: 
Kloster- 07639 Bad Kloster- K Heilbad 
lausnitz lausnitz 

7. Hinter der Eintragung Kösen wird folgende Eintragung 
eingefügt: 
Köstritz 07586 Bad Köstritz K Heilbad 

8. Hinter der Eintragung Lahnstein wird folgende Eintragung 
eingefügt: 
Langen­
salza 

99947 Bad 
Langensalza 

K Heilbad 

9. Die Eintragung Liebenstein erhält folgende Fassung: 
Liebenstein 36448 Bad K Heilbad 

Uebenstein 

10. Hinter der Eintragung Lippstadt wird folgende Eintragung 
eingefügt: 
Lobenstein 07356 Moorbad 

Lobenstein 
K Heilbad 

11. Die Eintragung Masserberg erhält folgende Fassung: 
Masserberg 98666 Masserberg Masserberg Heilklimatischer 

Kurort 

12. Die Eintragung Rodach erhält folgende Fassung: 
Rodach 96476 Bad Rodach Bad Rodach Heilbad 

b. Coburg 

13. Die Eintragung Salzungen erhält folgende Fassung: 
Salzungen 36433 Bad Salzungen K Heilbad 
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14. Hinter der Eintragung Schleiden wird folgende Eintragung 
eingefügt: 
Schlema 08301 Schlema Schlema Ort mit 

Heilquellen­
kurbettieb 

15. Die Eintragung Stützerbach erhält folgende Fassung: 
Stützerbach 98714 Stützerbach K Kneippkurort 

16. Die Eintragung Sulza erhält folgende Fassung: 
Sulza 99518 Bad Sulza K Heilbad 

17. Die Eintragung Tabarz wird gestrichen. 

18. Die Eintragung Tennstedt erhält folgende Fassung: 
Tennstedt 99955 Bad Tennstedt K Heilbad 

19. Hinter der Eintragung Travemünde wird folgende Eintra­
gung eingefügt: 
Treucht­
lingen 

91757 Treuchtlingen B/Altmühl- Ort mit Heil-
therme quellen-

kurbettieb 

20. Hinter der Eintragung Wieda wird folgende Eintragung 
eingefügt: 
Wiesa 09488 Wiesa Thermalbad Ort mit Heil­

Wiesenbad quellenkur­
Himmelmühle betrieb 

21. Hinter der Eintragung Wörishofen wird folgende Eintra­
gung eingefügt: 
Wolkenstein 09429 Wolkenstein Warmbad Ort mit Heil­

quellenkur­
betrieb 

Das Landeskirchenamt 

Änderung 
zu den Ausführungsbestimmungen 

zur Kraftfahrzeugverordnung 
Vom 15. Februar 2000 

Nr. 5024 Az. 14-12-2-6 Düsseldorf, 15. Februar 2000 

Die Ausführungsbestimmungen zur Kraftfahrzeugverordnung 
vom 2. April 1997 (KABL S. 139) geändert durch die Verfü­
gung vom 3. Dezember 1999 (KABI. S. 378) - werden wie folgt 
geändert: 

Nummer 4.7 erhält folgende Fassung: 

4.7 Dem Darlehensantrag ist der Kaufvertrag beizufügen. Der 
Darlehensvertrag ist entsprechend der Anlage abzu­
schließen. 

l! 

1. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift entfällt die Ziffer 1. 

2. In Nummer 5 erhält der letzte Satz folgende Fassung: 
Vom Tage der Fälligkeit an sind Verzugszinsen in Höhe 
von 1 v.H. über dem jeweiligen Satz nach Nummer 2 
zu zahlen. 

2. Die Anlage 2 entfällt. 

lIi 

Die Änderungen treten am 1. Januar 2000 in Kraft. 

Das Landeskirchenamt 

Lohnsteuerliche Behandlung des Ersatzes 
der Kosten für Heizung, Beleuchtung und 
Reinigung von Amts- und Wartezimmern, 

innerhalb der Dienstwohnungen der 
Pfarrerinnen und Pfarrer 

sowie der anderen kirchlichen Mitarbeiter 
im Land Nordrhein-Westfalen 

Nr. 19920 Az. 1/14-5-16 Düsseldorf, 3. Januar 2000 

Im Kirchlichen Amtsblatt Nr. 12/17. Dezember 1999 sind 
grundlegende Bestimmungen über die Dienstwohnungen ver­
öffentlicht worden. Dabei wurde die bisherige Verordnung 
über nutzungsabhängige Nebenkosten in Pfarrdienstwohnun­
gen vom 23. April 1998 aufgehoben, weil die neue Pfarr­
dienstwohnungsverordnung und die dazu erlassenen Durch­
führungsbestimmungen detaillierte Bestimmungen über die 
Nebenkosten enthalten. Bei der Beratung dieser Vorschriften 
wurde auch - u.A. auf Veranlassung einzelner kirchlicher Kör­
perschaften sowie des Finanzamtes Düsseldorf-Nord die 
Frage der Versteuerung der Nebenkosten beraten mit dem 
Ergebnis, dass wir unsere Hinweise in dem "Merkblatt" vom 
16. März 1999 z. B. "Ersatz der Kosten für Heizung, Beleuch­
tung von Amts- und Wartezimmern innerhalb der Dienstwoh­
nung" ändern müssen. 

Anstelle des Abschnittes B gilt Folgendes: 

"Ersatz der Kosten für Heizung, Beleuchtung und Reini­
gung von Amts-, (Dienst-) und Wartezimmern innerhalb 
der Dienstwohnung 

Es ist zunächst grundsätzlich zu unterscheiden zwischen 
einem in der Dienstwohnung befindlichen Arbeitszimmer und 
einem ausdrücklich schriftlich zugewiesenen Amts- oder 
Dienstzimmer, bei dem eine tatsächliche Abgrenzung zu den 
Wohnräumen zu erkennen sein muss. 

Das Arbeitszimmer ist in den Mietwert der Dienstwohnung 
einzubeziehen. Ein Ersatz von Kosten für ein Arbeitszimmer 
kommt nicht in Betracht. Die gesamten Aufwendungen kön­
nen nur als Werbungskosten bei der Einkommenssteuer­
erklärung oder in einem Lohnsteuerermäßigungsverfahren 
geltend gemacht werden. Das zuständige Finanzamt ent­
scheidet über die Anerkennung. 

Ein Amts- oder Dienstzimmer, dessen Abgrenzung von den 
Wohnräumen z.B. mit folgenden Merkmalen nachgewiesen 
werden kann: (Teil-)Möblierung als Büro durch den Dienstge­
ber, gesonderte Zähler für Energiekosten, räumliche Trennung 
durch eine separate Eingangstür, wird nicht in den örtlichen 
und steuerlichen Mietwert der Dienstwohnung einbezogen. 
Durch eine Anrufungsauskunft beim zuständigen Finanzamt 
sollte dies jedoch abschließend geklärt sein. 

Die Erstattung der Kosten für Heizung, Beleuchtung und Rei­
nigung oder Ähnliches ist steuerpflichtiger Arbeitslohn. Die 
Dienstwohnungsinhaberin oder der Dienstwohnungsinhaber 
muss sich die Erstattungsleistungen auf den zu versteuern­
den Wert seiner Einkünfte hinzurechnen lassen. Auch in die­
sem Falle können die versteuerten Kosten als Werbungs­
kosten bei der Festsetzung der Einkommenssteuer bzw. im 
Lohnsteuerermäßigungsverfahren geltend gemacht werden. 

Kein geidwerter Vorteil liegt nur dann vor, wenn die Anstel­
lungskörperschaft die Amts-, Dienst- und Warteräume selbst 
bewirtschaftet, z.B. die Heizung, Beleuchtung und Reinigung 
auf ihre Kosten selbst betreibt. Das setzt bei der Heizung vor­
aus, dass die gesamte Dienstwohnung zunächst von der 
AnsteUungskörperschaft beheizt wird und die Amts-, Dienst­
und Warteräume nicht in die Erstattung einbezogen werden. 
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Für die Beleuchtung müssen separate, auf den Namen der 
Anstellungskörperschaft abzurechnende Zähler vorhanden 
sein. Die Reinigungshilfe muss bei der Anstellungskörper­
schaft angestellt oder die Reinigung bei einer Reinigungsfirma 
von der Anstellungskörperschaft in Auftrag gegeben sein." 

Zum steuerlichen Mietwert der Dienstwohnungen und der 
Garagen sowie zur Versteuerung der Nebenkosten, die nicht 
von der Dienstwohnungsinhaberin oder dem Dienstwoh­
nungsinhaber zu tragen sind, haben wir in den Durch­
führungsbestimmungen zur Pfarrdienstwohnungsverordnung 
vom 23.11./16.12.1999 - KABI. Nr. 12/99 - Angaben gemacht. 

Das Merkblatt vom 16. März 1999, das erstmals durch diese 
Amtsblatt-Verfügung geändert wird, werden wir neu heraus­
geben, wenn weitere Erfahrungen mit den Pfarrdienstwoh­
nungsvorschriften gesammelt werden konnten. 

Das Landeskirchenamt 

Heizkostenbeitrag 
für an dienstliche Sammelheizungen 
angeschlossene Dienstwohnungen 

für den Abrechnungszeitraum 1998/1999 

Nr.5023Az.14-15-2-1 Düsseldorf, 14. Februar 2000 

Das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen hat 
durch Runderlass vom 4. November 1999 (MBI. 1999 S. 1353) 
gemäß § 13 Abs. 1 DWVO die Kostensätze für den Abrech­
nungszeitraum vom 1. Juli 1998 bis 30. Juni 1999 wie folgt 
bekanntgegeben: 

Energieträger DM 

Heizöl EL, Abwärme 10,50 

Gas 11,40 

Fernheizung, feste Brennstoffe 17,74 
schweres Heizöl 

Das Landeskirchenamt 

Bewertung der Personalunterkünfte 
für das Jahr 2000 

Nr. 4474Az. 13-2-2-1 Düsseldorf, 14. Februar 2000 

Nach § 4 Satz 1 der Ordnung über die Bewertung der Perso­
nalunterkünfte für kirchliche Mitarbeiter erhöhen oder vermin­
dern sich die in § 3 Abs. 1 und Abs. 4 Unterabs. 3 dieser Ord­
nung genannten Beträge zu demselben Zeitpunkt und um 
denselben Prozentsatz, um den der auf Grund § 17 Satz 1 Nr. 3 
SGB IV in der Sachbezugsverordnung allgemein festgesetzte 
Wert für Wohnungen mit Heizung und Beleuchtung erhöht 
oder vermindert wird. 

Der maßgebende Bezugswert ist durch die Verordnung zur 
Änderung der Sachbezugsverordnung vom 20. Dezember 
1999 (BGB!. I 1999 S. 2482) vom 1. Januar 2000 an von bis­
her 352 DM auf 355 DM monatlich, also um 0,85 % erhöht 
worden. Um diesen Prozentsatz erhöhen sich daher vom 

1. Januar 2000 an auch die in § 3 Abs. 1 und Abs. 4 Unter­
abs. 3 der o.a. Ordnung genannten Beträge. 

§ 3 Abs. 1 Unterabs. 1 der Ordnung ist daher vom 1. Januar 
2000 an in folgender Fassung anzuwenden: 

(1) Der Wert der Personal unterkünfte wird wie folgt festgelegt: 

Wertklasse Personalunterkünfte 

1 ohne ausreichende Gemeinschafts-

DMjem2 

Nutzfläche 
monatlich 

einrichtungen 11 ,94 
2 mit ausreichenden Gemeinschafts-

einrichtungen 13,20 
3 mit eigenem Bad oder 

eigener Dusche 15,10 
4 mit eigener Toilette und eigenem 

Bad oder eigener Dusche 16,80 
5 mit einer Kochnische und Toilette 

sowie eigenem Bad oder 
eigener Dusche 17,89 

An die Stelle des Betrages von "DM 7,09" in § 3 Abs. 4 Unter­
abs. 3 der o.a. Ordnung tritt der Betrag von ,,7,15 DM". 

Das Landeskirchenamt 

Fortbildung der Pastorinnen und Pastoren, 
Pfarrerinnen und Pfarrer in den ersten 

Amtsjahren (FeA) 

Nr.1051 Az.13-1-8-1 Düsseldorf, 1. Februar 2000 

Nach Vorbereitung im Ausschuss für die Aus- und Fortbildung 
der Theologinnen und Theologen hat die Kirchenleitung die 
Ausführungsbestimmungen zur Fortbildung für Pastorinnen 
und Pastoren, Pfarrerinnen und Pfarrer in den ersten Amtsjah­
ren (FeA) veröffentlicht im Kirchlichen Amtsblatt 1995, Seite 
269 ff. geändert. Zukünftig sollen die Kursbereiche nur noch 
nach zwei Kategorien unterteilt werden: 

Bereich A: Leben und arbeiten in der Gemeinde und ihren 
Diensten 

Bereich B: Den kirchlichen Auftrag in gesellschaftlichen und 
globalen Zusammenhängen reflektieren und 
gestalten und christliche Verantwortung in der 
Welt partnerschaftlich wahrnehmen 

Bei noch bestehender FeA-Verpflichtung wird die Teilnahme 
an Kursen des wegfallenden Bereichs C als Kursteilnahme im 
Bereich B bewertet 

Nachstehend geben wir die Ausführungsbestimmungen dem­
entsprechend unter neuem Datum zur besseren Handhabung 
vollständig neu bekannt 

Das Landeskirchenamt 
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Ausführungsbestimmungen zur Fortbildung 
in den ersten Amtsjahren der Pastorinnen und 

Pastoren, Pfarrerinnen und Pfarrer in den ersten 
Amtsjahren {FeA-Richtlinien} in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 17. März 2000 

I. 

PRÄAMBEL 

"Dient einander, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat, 
als gute Haushalter der mancherlei Gnade Gottes". 

(1. Petrus 4,10) 

Bei der Fortbildung in den ersten Amtsjahren (FeA) geht es 
darum, Pastorinnen und Pastoren, Pfarrerinnen und Pfarrern 
geregelte Möglichkeiten zu bieten, ihren in den verschiedenen 
Phasen der Ausbildung begonnenen Lernweg weiterzugehen. 
Die FeA-Kurse wollen Pastorinnen und Pastoren, Pfarrerinnen 
und Pfarrern helfen, die empfangenen Gaben zu erhalten und 
zu entfalten. Sie stellen eine Verbindung zwischen der vorher­
gegangenen Ausbildung und aller nachfolgender Fort- und 
Weiterbildung dar. Weil die Verkündigung der guten Nachricht 
Gottes Auftrag an die ganze Gemeinde ist, sind auch die 
Pastorinnen und Pastoren und Pfarrerinnen und Pfarrer mit 
ihrer Haushalterschaft eingebunden in den Kreis ehrenamtlich 
und hauptamtlich Arbeitender. Eine Fortbildung in den ersten 
Amtsjahren für Pastorinnen und Pastoren und Pfarrerinnen 
und Pfarrer wird deshalb teilweise mit der Fortbildung aller in 
der Kirche Arbeitenden zusammengehen müssen (Beschluss 
102 LS 92). 

Pastorinnen und Pastoren und Pfarrerinnen und Pfarrer erwei­
tern durch ihre Teilnahme an FeA-Angeboten ihre berufliche 
Kompetenz, damit sie gemeinsam mit den Menschen in den 
Gemeinden Nachfolge leben können. Mit der Einrichtung 
einer Fortbildung in den ersten Amtsjahren stellt sich die 
Evangelische Kirche im Rheinland ihrem Auftrag, Pastorinnen 
und Pastoren und Pfarrerinnen und Pfarrer dafür zuzurüsten, 
ihren Dienst in einer sich ständig verändernden Gesellschaft 
tun zu können. Die Evangelische Kirche im Rheinland hofft, 
dass gute FeA-Erfahrungen die Pastorinnen und Pastoren 
und Pfarrerinnen und Pfarrer über die Berufseingangsphase 
hinaus zu weiterer Fortbildung motivieren. 

1. Notwendigkeit der Einrichtung einer Fortbildung in 
den ersten Amtsjahren 

Auch nach Abschluss der ersten und zweiten Ausbil­
dungsphase müssen für Pastorinnen und Pastoren, Pfar­
rerinnen und Pfarrer weitere Lernangebote gemacht und 
von diesen wahrgenommen werden, um berufliche Kom­
petenz generell und in Spezialisierung weiterentwickeln zu 
können. 

- Bestimmte notwendige Kenntnisse und Fähigkeiten für 
das Pfarramt können erst dann gelernt werden, wenn 
selbstverantwortlich in Handlungsfeldern der Gemeinde­
arbeit, in denen im Vikariat und Hilfsdienst nur anfängli­
che Erfahrungen gesammelt werden konnten, gearbeitet 
wird. 

- Im Anschluss an ihre Ausbildung brauchen Pastorinnen 
und Pastoren, Pfarrerinnen und Pfarrer Begleitung durch 
Fortbildungsangebote, die ihnen dabei helfen, in der 
Ausbildung Gelerntes mit der vorfindlichen Situation der 
jeweiligen Gemeinde und mit ihren eigenen Charismen 
zusammenzubringen. 

- Auch bei vertrauten Anforderungen an die Arbeiten einer 
Pastorin/eines Pastors, einer Pfarrerin/eines Pfarrers 
erweist es sich nach unterschiedlichen Erfahrungen im 

Laufe der Dienstzeit als notwendig, diese zu reflektieren 
und weiter zu lernen. 

Pastorinnen und Pastoren, Pfarrerinnen und Pfarrer erwei­
tern durch ihre Teilnahme an FeA-Angeboten ihre beruf­
liche Kompetenz mit dem Ziel, gemeinsam mit den Men­
schen in den Gemeinden Nachfolge zu leben und zusam­
men mit anders ausgebildeten Mitarbeitenden in einer 
sich wandelnden Gesellschaft und angesichts neuer kul­
tureller Entwicklungen den erforderlichen kirchlichen 
Dienst zu tun. 

2. Hauptziele der FeA 

Hauptziele der FeA sind: 

- Weiterführung theologischer und anderer wissenschaft­
licher Orientierung 

- Arbeit an der EntwiCklung der persönlichen pastoralen 
Existenz und Spiritualität 

- Reflexion der pastoralen Praxis 

- Weiterentwicklung der eigenen Handlungskonzepte und 
Umsetzung in Handlungsmodelle 

- Wahrnehmung von Institution, System und Organisation 

- Wahrnehmung der verschiedenen Begegnungs- und 
Beziehungswirklichkeiten pastoralen Handeins und 
deren Gestaltung 

3. Bereiche der FeA 

Die Kursbereiche der FeA sind nachstehend in folgenden 
zwei Kategorien beschrieben: 

A: Leben und arbeiten in der Gemeinde und ihren 
Diensten 

Ziel aller Kursangebote in diesem Bereich ist es Pasto­
rinnen und Pastoren, Pfarrerinnen und Pfarrern Hilfen 
anzubieten, ihre eigene Berufskompetenz weiterzuent­
wickeln. Dazu dienen Elemente der Praxisanleitung, der 
Praxisbegleitung, der Praxisberatung und Supervision für 
die pfarramtlichen Handlungsfelder, tür die Dimensionen 
des Gemeindeaufbaus und Probleme der Gemeindelei­
tung. Es dient dem Erreichen der für diesen Bereich 
genannten Zielsetzung, Aspekte der Persönlichkeitsent­
wicklung, in die Kursangebote zu integrieren oder geson­
dert zum Thema zu machen. Weiterführende theologische 
Orientierung im Kontext des jeweiligen Themas ist unver­
ziehtbar. 

B: Den kirchlichen Auftrag in gesellschaftlichen und 
globalen Zusammenhängen reflektieren und 
gestalten 

Ziel aller Kursangebote in diesem Bereich ist es 

a.) Pastorinnen und Pastoren, Pfarrerinnen und Pfarrern 
Hilfen anzubieten, ihre eigene und die gemeindliche Arbeit 
unter Berücksichtigung der Lebensbedingungen der Men­
schen am Ort und in der Gesellschaft profilieren zu können. 

Zeugnis und Dienst in einer säkularen Gesellschaft brau­
chen die Fähigkeit, den jeweiligen Lebenskontext erhe­
ben, beschreiben und deuten zu können. Damit der Glau­
be Heil wirken kann, bedarf es der Erkenntnis von Grün­
den und Formen des Unheils. 

b.) den Pastorinnen und Pastoren, Pfarrerinnen und Pfar­
rern Hilfen anzubieten, die globale Eingebundenheit des 
christlichen Glaubens zu entdecken und zu bedenken und 
vor Ort in Formen der Spiritualität und in Handlungsschrit­
ten zu leben. 
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4. InhaHe und Themen der FeA-Bereiche 

Die im folgenden aufgeführten Einzelbeispiele stellen 
keine vollständige oder abschließende Aufzählung dar. 
Auch die Zuordnung zu den Bereichen A und B bleibt -
abhängig von den konkreten didaktischen Umsetzungen -
variabel. Ein Kursthema kann sich deshalb unter anderen 
Aspekten in verschiedenen Bereichen wiederholen. 

Bereich A:. Leben und Arbeiten in der Gemeinde 
und ihren Diensten 

A 1: Gottesdienst, Predigt, Kasualien, z.B. 

- Gottesdienst: Theologische Grundlagen, Geschichte und 
gegenwärtige Praxis 

- Gottesdienst als Lebensäußerung der Gemeinde (z.B. 
Vorbereitungskreise) 

- Gestaltungsformen und ihre Einübung (z.B. Familiengot­
tesdienste, Medien im Gottesdienst, kreative Formen im 
Gottesdienst) 

- Liturgische Praxis und Gestaltungsmöglichkeiten, ern eu­
erteAgende 

- Die gegenwärtige Predigtpraxis auf dem Hintergrund 
ihrer Geschichte und Theologie (z.B. missionarische Pre­
digt, seelsorgerlieh predigen) 

- Die Predigt im Leben der Gemeinde (z.B. Predigtvor­
und -nachgespräche) 

- Gestaltungsformen der Predigt, ihre methodischen 
Aspekte und ihre Einübung (z.B. Rhetorik in der Predigt, 
Liedpredigt etc.) 

- Die Amtshandlungen: Theologische Begründung, 
Abgrenzung, Praktische Gestaltung 

- Ihr Ort in der Gemeinde (z.B. Taufe und Kindersegnung, 
Trauung im ökumenischen Kontext, Konfirmation) 

- Gestaltungsformen und -inhalte (Kinder- und Erwachse­
nentaufe, Trauung und nichteheliche Lebensgemein­
schaften, Trauerprozess und Beerdigung) 

A 2: Seelsorge, z.B. 

- Seelsorge als Lebensäußerung der Gemeinde: Reflexion 
ihrer Ziele, ihrer konkreten Aufgaben, ihrer praktischen 
und methodischen Gestaltung und der umfassenden 
Einübung 

- Seelsorgerliehe Begleitung in Krisen und an Wende­
punkten des Lebens (z.B. bei Taufe, Trauung, Beerdi­
gung) 

- Besondere seelsorgerliehe Dienste (z.B. Besuchsdien­
ste, Jugendseelsorge, Krankenhausseelsorge, Seelsorge 
und Beratung) 

- SeelsorgerinnenlSeelsorger und Seelsorge 

- Humanwissenschaftliche und methodische Aspekte in 
der Seelsorge (z.B. Seelsorge; Psychotherapie; Einü­
bung in das seelsorgerliehe Gespräch) 

A 3: Kommunikation des Evangeliums in Gruppen und 
Kreisen, z.B. 

- Gemeindepädagogische Arbeit mit Kindern, Jugendli­
chen, Erwachsenen unterschiedlichen Lebensalters; ihre 
Ziele; ihren Zusammenhang mit dem Kontext der 
Gemeinde, ihre didaktischen und methodischen Aspekte 
konzipieren, gestalten, reflektieren, weiterentwickeln, 
einüben; 

- Biblische Geschichten mit Kindern erleben 

- Mit Gruppen in der Gemeinde thematisch arbeiten 

- Presbyter-/Presbyterinnen-Freizeiten gestalten 

- Erwachsenenbildung in der Gemeinde 

A 4: Diakonie, z.B. 

- Diakonie in der Gemeinde und in übergemeindlichen 
Einrichtungen: ihre Begründung und Abgrenzung, ihre 
praktische Organisation im politischen und wirtschaftli­
chen Rahmen der Gesellschaft; z.B. im Blick auf folgen­
de Felder: 

- "Randgruppen"-Arbeit in der Gemeinde (Asyl, Nicht-
sesshafte, etc.) 

- Gemeinde und Sozialisation 

- Gemeinde und "Neue Arbeit" 
- Kirche in der industriellen Welt 

- Diakonische Einrichtungen und ihre Chancen und Pro-
bleme in der Kirche, ihre Vernetzung mit der Gemeinde­
diakonie (z.B. Krankenhäuser, Kindergärten, Altenein­
richtungen, Rehabilitations- und Therapieeinrichtungen) 

A 5: Ökumene, z.B. 

- Ökumenische Theologie und ökumenische Wirklichkeit 
mit Bezug auf die ökumenische Situation der Gemeinde 
vor Ort (z.B. Ökumenische Partnerschaften, EV.-Kath. 
Ökumene. Landeskirche und Freikirchen, Allianz) 

- Gemeinde angesichts der Begegnung von Menschen 
verschiedener kultureller und religiöser Traditionen in 
ihrem Horizont 

- Gemeinde und die weltweite missionarische Herausfor­
derung (z.B. Missio Dei und missionarische Strategie, 
Mission oder Partnerschaft der Religionen) 

- Gemeinde im Nord-Süd-Gefälle (z.B. Dritte-Welt-Läden 
in der Gemeinde: Chancen und Probleme) 

A 6: Kirche und Israeli Christen - Juden 

(siehe rheinischer Beschluss LS 1980) 

A 7: Gemeindeleitung, z.B. 

- Leiten, Delegieren, Kooperation, Verwalten in der 
Gemeinde; 

- Kooperation von haupt- und ehrenamtlich Tätigen in der 
Gemeinde (z.B. mit dem Presbyterium gemeinsam planen) 

- Gemeinde und Management (Umgang mit der Zeit, 
Delegation) 

- Umgang mit Konflikten 

- Kirchliche Verwaltung und Pfarrerdienstrecht 

A 8: Gemeindeaufbau, z.B. 

- Theologie des Gemeindeaufbaus als Reflexion und Kon­
zeption von Identität und Spiritualität der Gemeinde in 
ihren Diensten (z.B. Die Bedeutung der Barmer Theolo­
gischen Erklärung für Identität, Gestalt und Auftrag der 
Gemeinde) 

- Pfarrerinnen und Pfarrer: Amt - Geschwisterschaft -
Kooperation 

- Die Laien (Mitarbeiterschaft und Charismen/Begabun­
gen) 

- Von der Betreuungsgemeinde zur Beteiligungsgemeinde 
(Kerngemeinde - Randsiedler -Fernstehende) 

A 9: Zur pastoralen Existenz, z.B. 

- Als Mann und Frau im Pfarramt leben: Erwartungen, Rol­
len, Konflikte, Spiritualität, Auftrag 

- Rollenerwartungen und persönliche Existenz (z.B. 
Distanz und Nähe zu Menschen in der Gemeinde; Ent­
täuschung im Pfarramt) 

- Formen der eigenen Spiritualität entdecken und ent­
wickeln 

- Frauenspezifische Fragestellungen im Pfarramt 
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Bereich B: Den kirchlichen Auftrag in gesellschaft­
lichen und globalen Zusammenhängen 
reflektieren und gestalten 

B 1: Information über gesellschaftliche Zusammen­
hänge, z.B. 

- Grundkenntnisse des Wirtschaftskreislaufes 

- Regeln des Marktes und Soziale Marktwirtschaft z.B. 
Kapital, Arbeit, Ökologie 

- Demokratische Strukturen und ihre Fortentwicklung, z.B. 
Parteien demokratie, Runde Tische, Basisdemokratie 

- Bevölkerungsentwicklung und Zukunft, z.B. Generatio­
nenvertrag 

- Gesellschaft und Medien, z.B. elektronische Medien und 
Familie, Meinungsvielfalt 

B 2: Erkenntnisse und Deutungsmöglichkeiten gesell­
schaftlicher und kirchlicher Entwicklungen, z.B. 

- Statistik und Meinungsbildung, z.B. Umgang mit Ergeb­
nissen von Statistiken 

- Unterschiedliche Verlahren zur Erkundung, Erhebung und 
Auswertung von Daten, Z.B. Fragestellungen zu Gemein­
deanalyse, zur Erkundung der Ortsgemeinde, Region 

- Informationsquellen verlügbar machen und sich ihrer 
bedienen lernen, z.B. EDV, Gemeindekartei 

- Grundkenntnisse system ischen Denkens und ihre Rele­
vanz für kirchliche Wirklichkeit im gesellschaftlichen 
Kontext, z.B. Möglichkeiten der Steuerung komplexer 
Systeme 

B 3: Zeugnis und Dienst der Kirche in der Gesell­
schaft, z.B. 

- Öffentlichkeitsarbeit, z.B. Gemeindebrief, Medien, Lokal­
funk, Regionalfunk 

- Arbeit am konziliaren Prozess 

- Dienste an besonderen Zielgruppen der Gesellschaft, 
z.B. Stadt, Land, Armut, Arbeitslosigkeit, Asylbewerber 

- Kirche und Kultur 

- Verhältnis von Gesellschaft, Staat und Kirche 

- Gestalten des Zeugnisses der Kirchen in der Öffentlich-
keit, z.B. Evangelisation, Gebietsmission 

B 4: Informationen zu globalen Entwicklungen und zu 
ökumenischen Konstellationen, z.B. 

- Aspekte der Weltwirtschaft, z.B. Welthungerkatastrophe, 
Überllussgesellschaft auf dem Weg zu einer gerechteren 
Weltwirtschaftsordnung 

- Aspekte der Ökologie, z.B. Ozonloch, Regenwald und 
Weltklimakatastrophe 

- Aspekte einer Weltfriedensordnung, z.B. die Rolle der 
christlichen Kirchen im Konflikt auf dem Balkan, der 
Nahe Osten und die Politisierung der monotheistischen 
Religionen, Gegenwärtige Entwürle eines Weltethos 

B 5: Begegnung mit Weltreligionen und Weltanschau­
'ungen, z.B. 

- Wahrnehmung verschiedener Religionen und Weltan­
schauungen, z.B. Formen des Islam 

- Die multikulturelle Gesellschaft als Herausforderung, z.B. 
Auseinandersetzung mit dem Fundamentalismus, 
Begegnung des "Anderen" und "Fremden" in der eige­
nen Glaubenserlahrung 

- Kritische Auseinandersetzung mit Weltreligionen und 
Weltanschauungen, z.B. Antisemitismus, Begegnung 
des "Anderen" und "Fremden", Zen buddhismus und die 
Übung der Meditation, Islam und die westliche Moderne 

B 6: Zu Konzeptionen und Modellen der weltweiten 
Verantwortung der Kirchen, z.B. 

- Die ökumenische Bewegung und der Ökumenische Rat 
der Kirchen, z.B. konziliarer Prozess, Konzeptionen 
neuerer Theologie 

- Kirchliche Entwicklungshilfe 

- Weltmission und/oder Dialog der Weltreligionen, z.B. 
Probleme ökumenischer Partnerschaft, Theologie der 
Befreiung - Befreiung der Theologie? 500 Jahre latein­
amerika. 

5. Zur Durchführung der FeA-Kurse 
Die vorgenannten Fortbildungsbereiche bedürlen der 
ständigen Überprüfung und ggf. Ergänzung. Ein Kurs kann 
in der vorgenannten Weise thematisch strukturiert werden. 
Es ist aber auch als ein auf ein kirchliches Arbeitsfeld 
bezogenes Projekt möglich. 

Die Zusammenstellung der Ziele, Inhalte und Themen ver­
deutlicht, dass die Kursangebote der FeA sich als Einstieg 
in die weitere Fortbildung Pfarrerinnen und Pfarrer ver­
steht. Die FeA-Kurse werden sich auf die spezifischen 
Problemstellungen der Berufsanfangsphase konzentrieren. 
Hier beginnen Pastorinnen und Pastoren, Pfarrerinnen und 
Pfarrer eigene "Spuren zu treten", die ihnen wiederbegeg­
nen, ihnen Arbeitsräume eröffnen oder begrenzen. 

Bei der didaktischen Strukturierung der Kursangebote 
wird es deshalb nötig, im Zusammenhang mit dem jeweili­
gen Thema die folgenden drei Ebenen sinnvoll miteinan­
der in Beziehung zu bringen: 

- Gemeinsamer Umgang mit der Bibel, theologischer 
Lehre und kirchlicher Tradition und geistlich-spirituelle 
Anleitung in verschiedenen möglichen Formen 

- Intensive und fachgerechte Beschäftigung mit dem 
Thema 

- Systematischer Austausch und Aufarbeitung der ersten 
Erlahrungen in der praktischen Gemeindearbeit 

Bei manchen Kursangeboten legt es sich nahe, bei ande­
ren scheint es unumgehbar, dass Pastorinnen und Pasto­
ren, Pfarrerinnen und Pfarrer mit anders ausgebildeten 
Hauptamtlichen (Kindergärtnerinnen und Kindergärtnern, 
Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern, Jugendleite­
rinnen und Jugendleitern usw.) zusammenarbeiten. Das in 
der Evangelischen Kirche im Rheinland schon· im Ansatz 
genutzte Modell der "Integrierten Fortbildungsangebote" 
sollte dazu in weit größerem Umfang genutzt werden kön­
nen. 

Bei anderen Kursen sollte bewusst darauf geachtet wer­
den, dass durch die Zusammensetzung der Gruppe der 
Teilnehmenden Pastorinnen und Pastoren, Pfarrerinnen 
und Pfarrer in den ersten Amtsjahren älteren Kolleginnen 
und Kollegen begegnen können, die in ihrer Lebens-, 
Berufs- und Glaubensgeschichte an einem anderen 
OrtlZeitpunkt sind als sie selbst. Deshalb wird die FeA mit 
anderen Institutionen der Pfarrerlortbildung zusammenar­
beiten. 

Regionale Besonderheiten machen Kursangebote in 
Regionen nötig. 

6. Zur Teilnahme an der FeA 
1. Die Teilnahme an den Kursen der FeA gehört zu den 

Dienstpflichten der Pastorinnen und Pastoren, Pfarre­
rinnen und Pfarrern in der Evangelischen Kirche im 
Rheinland. 
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2. Sie ist Bestandteil der Dienstanweisung aller Frauen 
und Männer im Probedienst, im Sonderdienst und im 
Pfarramt. 

3. Der Zeitraum für die Fortbildung in den ersten Amts­
jahren sind die ersten sechs Jahre nach Ablauf des 
ersten Probedienstjahres. 

4. Sie geschieht in Kooperation mit allen landeskirchli­
chen Einrichtungen der Fort- und Weiterbildung. 

5. Weitere Kooperationspartner können nach Bedarf hin­
zugezogen werden. Die Fortbildung umfasst insge­
samt 30 Teilnahmetage bzw. 6 Kurswochen zu fünf 
Tagen. Die Kurse sind angemessen auf die Zeit des 
Probedienstes, des Sonderdienstes und der ersten 
Amtsjahre zu verteilen. 

Aus den Kursangeboten in den Bereichen A und B sind 
jeweils mindestens zwei Wochen auszuwählen. 

7. Finanzierung einer landeskirchlichen Fortbildung in 
den ersten Amtsjahren 
Die Kosten der Fortbildung in den ersten Amtsjahren trägt 
die Landeskirche. 

Die Gemeinden erstatten den Teilnehmerinnen und Teil­
nehmern die Fahrtkosten. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer zahlen einen Verpfle­
gungsanteil selbst. 

11. 

Die erforderlichen Mittel sind im landeskirchlichen Haushalt 
ab 1996 zu veranschlagen. 

111. 
Die Pflicht zur Teilnahme an der Fortbildung in den ersten 
Amtsjahren beginnt am 1. Januar 1996. 

leitlinien 
für ehrenamtliche Mitarbeiter 

in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Nr. 5387 Az.. 11/13-19-2 Düsseldorf, 16. Februar 2000 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
am 12. Januar 2000 die nachfolgenden Leitlinien für ehren­
amtliche Mitarbeiter in der Evangelischen Kirche im Rheinland 
beschlossen. Den Text geben wir nachstehend bekannt. 

Das Landeskirchenamt 

Leitlinien 
für ehrenamtliche Mitarbeiter 

in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

I. Grundsätzliches 

1. Theologische Fragen 

Ehrenamtliche Tätigkeit hat in der Kirche eine lange Tradi­
tion. Schon immer haben sich Menschen bereit gefunden, 
ihre Zeit und ihre Fähigkeiten freiwillig und unentgeltlich in 
Gemeinden, Werken und Einrichtungen zur Verfügung zu 
stellen. 
Nach evangelischem Verständnis ergibt sich aus dem 
Grundsatz des Priestertums aller Gläubigen (1. Petr. 2,9), 

dass Ehrenamtliche an der Gestaltung des kirchlichen 
Lebens, auch in seiner geistlichen Dimension, gleichwertig 
teilhaben. 

Wenn das Neue Testament von Ämtern spricht, dann tut 
es das in der Regel im Zusammenhang mit Aufgaben, die 
zu erfüllen sind. Es sind also die der Gemeinde Jesu Chri­
sti gestellten Aufgaben, von denen her die verschiedenen 
Tätigkeiten in den Blick zu nehmen sind, nicht Bedeutung 
oder Status des Amtes, das jemand bekleidet. Keine 
Funktion, kein Amt ist mehr wert als andere, sondern sie 
alle prägen, je nach den Talenten und Stärken derer, die 
sie ausüben,das Leben und die Gestalt der Kirche. 
Haupt- und ehrenamtliche Tätigkeiten ergänzen einander 
dabei und sind zusammen Ausdruck des Reichtums an 
Fähigkeiten und Gaben, den der "Leib Christi" braucht, 
um lebendig zu sein (zum Ganzen z.B.: Röm. 12, 3-8; 
1. Kor. 12; Eph. 4, 11+12). 

2. Das Verhältnis der Ämter im Alltag 
Aus dem oben Gesagten ergibt sich: Kirche und Diakonie 
brauchen das Miteinander von Hauptamtlichen und 
Ehrenamtlichen. In die gemeinsame Verantwortung und 
Arbeit bringen beide je unterschiedliche Fähigkeiten ein. 
Es ist wichtig, dass Hauptamtliche und Ehrenamtliche in 
Aus- oder Fortbildung die notwendigen Kompetenzen 
erwerben können, die sie befähigen, gemeinsam das 
Leben von Kirche und Diakonie verantwortlich zu gestal­
ten. 

Wegen der unterschiedlichen Ausbildungs- und Lebenssi­
tuation und der damit verbundenen Positions- und Status­
unterschiede kommt es im Miteinander von Haupt- und 
Ehrenamtlichen immer wieder zu ungewollten Konflikten. 
Dem "innerkirchlichen" Zeit- und Informationsvorsprung 
der Hauptamtlichen steht die in außerkirchlichen Alltags­
und Berufserfahrungen erworbene Kompetenz der Ehren­
amtlichen gegenüber. Hier zu einem respektvollen und 
partnerschaftlichen Umgangs- und Gesprächsstil zu fin­
den, ist unverzichtbar. Dazu ist es nötig, in Gemeinden, 
Kirchenkreisen und diakonischen Einrichtungen auf das 
Erkennen und Fördern von Kompetenz, auf offene Infor­
mation und die ernst zu nehmende Beteiligung ehrenamt­
licher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Entscheidungs­
prozessen hinzuwirken. 

Dem sollen diese Leitlinien dienen. Durch sie soll der 
meist als "selbstverständlich" angesehene Dienst der 
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die ange­
messene Würdigung erfahren und einen verbindlichen 
Rahmen erhalten. 

11. Hinweise und Regelungen für die Praxis 

1. Art und Umfang ehrenamtlicher Tätigkeiten 
Im Vergleich mit früheren Zeiten haben sich - ohne Minde­
rung der Verbindlichkeit des Engagements! - das Ver­
ständnis ehrenamtlicher Tätigkeit und das Selbstverständ­
nis der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geändert, ebenso 
die Formen, in denen sich ehrenamtliches Engagement 
vollzieht: Banden sich früher Menschen, insbesondere 
Frauen, aufgrund religiöser, familiärer und sozialer Traditi­
on oft für lange Jahre und in stillem, selbstlosem und 
selbstverständlichem Dienen, so steht heute immer mehr 
der Wunsch im Vordergrund, eigene Interessen und Bega­
bungen einzubringen, Kontakte zu knüpfen und zu pfle­
gen, den eigenen Horizont zu erweitern, selbstbewusst 
mitzureden und zu gestalten - und auch ohne schlechtes 
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Gewissen Anerkennung zu genießen. Auf Grund veränder­
ter gesellschaftlicher Rahmenbedingungen hat sich außer­
dem die durchschnittliche Dauer des Engagements ver­
kürzt. Nicht die Bereitschaft zum Engagement hat sich 
verändert, aber zu sozialem Engagement bereite Frauen 
und Männer wollen heutzutage wissen, wofür sie sich 
engagieren, mit welchem Zeitaufwand sie dies tun und mit 
welchen Pflichten, aber auch Rechten dieses Engagement 
verbunden ist. Neue Formen im kirchlichen und diakoni­
schen Bereich sind Tauschbörsen und Freiwilligenzentra­
len mit ihren Angeboten, die ehrenamtliche Tätigkeit indi­
viduell "zuzuschneiden" und Kirchengemeinden und Ein­
richtungen bei der Gewinnung und Pflege ehrenamtlicher 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu beraten. Die folgende 
Definition, die sich an die von der Lippischen landeskir­
che verabschiedeten Leitlinien zum Ehrenamt in der Kir­
che anlehnt, greift diese Veränderungen auf: 

Ehrenamtlicher Dienst und freiwilliges soziales Engage­
ment in Kirche und Diakonie ist die unbezahlte, freiwillige 
Übernahme von Aufgaben und Verpflichtungen, die in der 
Regel eine hohe Motivation voraussetzt. 

Ehrenamtliche Tätigkeit geschieht - auf Dauer oder zeit­
lich begrenzt (u. U. sogar einmalig) - in allen Bereichen 
von Kirche und Diakonie in unterschiedlicher Form, mit 
einem unterschiedlichen Maß an Beanspruchung und Ver­
antwortung. Sie ist - in ihrer unterschiedlichen Dauer und 
in durchaus unterschiedlichem Verständnis - ein verbindli­
cher Dienst von Christinnen und Christen, die im Engage­
ment für andere ihren Glauben in konkretes Handeln 
umsetzen wollen. Zugleich begreifen sie ihre kirchliche 
und diakonische Mitarbeit als Ausdruck ihrer Verantwor­
tung für das Gemeinwohl und ihres Selbstverständnisses 
als mündige Bürgerinnen und Bürger einer Zivilgesell­
schaft. 

In der Hauptsache vollzieht sich ehrenamtliche Arbeit in 
folgenden Bereichen: 

• Gottesdienst (Predigt- und Gottesdienstkreis, Lektoren­
dienst, Kindergottesdienst...), 

• Kirchenmusik (Kantorei, Instrumentalkreis ... ), 

• Kinder- und Jugendarbeit (Gruppenarbeit, Konfirman­
denarbeit, Freizeiten, Kinderbibeltage und -wochen, 
offene Jugendarbeit ... ), 

• Diakonisch-seelsorglicher Bereich (Besuchsdienst, 
Altenheim, Schulsozialarbeit, Telefonseelsorge, Auslän­
der- und Flüchtlingsarbeit, ökumenische Krankenhaus­
hilfe, Hospizbewegung, Straffälligenhilfe, Wohnungslo­
senhilfe, Betreuungsvereine ... ), 

• Bildungsarbeit (Erwachsenenbildung, Familienbildung, 
Büchereiarbeit, Gesprächskreise ... ), 

• Frauengruppen (Biblische und liturgische Arbeitskreise, 
Frauenhilfe ... ), 

• Haus- und Bibelkreise, 

• Öffentlichkeitsarbeit (Gemeindebrief, Pressekontakte, 
Internet...), 

• Leitungsgremien (Presbyterium, Ausschüsse, Synode ... ), 

• Allgemeine Gemeindearbeit (Feste, handwerkliche Tätig­
keiten ... ), 

• Initiativen und Aktionsgruppen, gemeindlich und überge­
meindlich (Partnerschaften, gesellschaftspolitisches 
Engagement, konziliarer Prozess, Ökumene ... ). 

Wie lange ehrenamtliches Engagement dauert und wei­
cher Zeitaufwand damit verbunden ist, hängt nicht zuletzt 
von der Art der Tätigkeit ab: Die Mitwirkung z.B. in Kanto-

rei oder Instrumental kreisen oder eine Tätigkeit bei der 
Telefonseelsorge oder in Betreuungsvereinen umfasst oft 
viele Jahre; zur Presbyterin oder zum Presbyter wird man 
- mit der Möglichkeit der Wiederwahl - für die Dauer von 
8 Jahren gewählt; ähnliche Zeiträume gelten für die Über­
nahme von Aufsichtspflichten bei diakonischen Einrich­
tungen. Die Mitarbeit z.B. bei einer Freizeit kann einmalig 
sein. Der zeitliche Aufwand geht von einigen wenigen 
Stunden, die gelegentlich zur Verfügung gestellt werden, 
bis zu vielen Wochenstunden. 

2. Der Beginn der Tätigkeit 

Vor der Übernahme eines ehrenamtlichen Dienstes bedarf 
es klarer Absprachen über Arbeitsgebiete, Aufgaben und 
Zuständigkeiten, über Rechte und Pflichten sowie über die 
Dauer der Tätigkeit und den erforderlichen Zeitaufwand. 
Die Absprachen sollten, wenn möglich, schriftlich festge­
halten werden. 

Die Aufnahme des Dienstes wird der Gemeinde oder inner­
halb der diakonischen Einrichtung bekanntgegeben, z.B. 
im Gemeindebrief oder in der hausinternen Veröffentli­
chung. Eine öffentliche Einführung im Gottesdienst oder in 
einer Andacht wird empfohlen, besonders dann, wenn mit 
der Tätigkeit eine spezielle Verantwortung verbunden ist. 

3. Die Begleitung der Tätigkeit 

Ehrenamtliche haben Anspruch auf fachliche, persönliche 
und geistliche Begleitung. Diese geschieht je nach Ein­
satzfeld durch Pfarrerinnen und Pfarrer, durch andere 
Hauptamtliche und durch andere Ehrenamtliche, beson­
ders aber durch die Gemeindeleitung oder die Führungs­
ebene der Einrichtung. Der Rhythmus der zu führenden 
Gespräche ist nach den Erfordernissen des jeweiligen 
Arbeitsbereichs festzulegen. Maßgeblich sind hierbei die 
Wünsche der Mitarbeitenden. 

Ehrenamtliche bekommen alle Informationen und prakti­
sche Unterstützung, die sie für ihren Dienst brauchen; sie 
müssen in ihren Arbeitsbereichen bei der Planung und den 
Entscheidungen ernsthaft beteiligt sein. So werden sie in 
ihren Kompetenzen ernst genommen und gefördert; sie 
erfahren Respekt für das, was sie leisten. 

Die Presbyterien sollten aus ihrer Mitte eine Beauftragte 
oder einen Beauftragten für die Belange der Ehrenamtli­
chen bestimmen. Diese Beauftragung kann auch, je nach 
fach- und sachgegebenen Erfordernissen, durch mehrere 
Personen im Wechsel wahrgenommen werden. Bei diako­
nischen Einrichtungen sollte eine ähnliche Regelung über­
legt werden. 

Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bzw. Ver­
treterinnen und Vertreter ehrenamtlich wahrgenommener 
Arbeitsfelder sind in wichtigen Angelegenheiten ihres 
Arbeitsgebietes vor abschließender Beratung und 
Beschlussfassung zu hören. Es wird empfohlen, sie min­
destens einmal im Jahr in die entsprechenden Fachaus­
schüsse einzuladen. Ähnliche Regelungen für diakonische 
Einrichtungen werden angeregt. 

Regelmäßige Zusammenkünfte der Mitarbeitenden dienen 
dazu,dass 

- die Mitarbeitenden einander und ihre jeweiligen Arbeits­
bereiche kennen(lernen), sich austauschen und mitein­
ander beraten können, 

- Haupt- und Ehrenamtliche (einschließlich der Pfarrerin­
nen und Pfarrer) miteinander in ein kontinuierliches, ver­
trauensvolles Gespräch kommen, 
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- die ehrenamtlich Arbeitenden ein Forum bilden können, 
das ihre Anliegen aufnimmt und ihnen Nachdruck verleiht, 

- die Mitarbeitenden sich selbst und einander in gemein­
samem Nachdenken immer wieder über die geistlichen 
Grundlagen ihrer Arbeit vergewissern können. 

Ehrenamtliche haben einen Anspruch auf Fort- und Weiter­
bildung, deren Kosten die Gemeinde/das Werk/die Einrich­
tung trägt. Entsprechende Haushaltsmittel sind vorzuse­
hen. Die Fortbildung soll im Zusammenhang mit der jewei­
ligen ehrenamtlichen Tätigkeit stehen. Das Leitungsgremi­
um wirkt darauf hin, dass die Schulen und Arbeitgeber 
oder Arbeitgeberinnen der ehrenamtlich Tätigen für derarti­
ge Fort- und Weiterbildungen Freistellung gewähren. 

Auch während ihrer Tätigkeit erfahren Ehrenamtliche 
öffentliche Anerkennung, z.B. durch Geschenke bei 
besonderen Anlässen u. ä. 

Ihre Arbeit wird im Gemeindebrief, bei Festen und 
Gemeindeversammlungen und in den Tageszeitungen 
öffentlich bekannt gemacht. Dies geschieht in Abstim­
mung mit dem oder der vom Presbyterium bestimmten 
Beauftragten für das Ehrenamt. 

4. Loyalität und Verschwiegenheit 

Von allen ehrenamtlich Arbeitenden werden Loyalität 
gegenüber ihrer Kirche und Kooperationsbereitschaft 
erwartet. 

Über vertrauliche Angelegenheiten, die Ehrenamtlichen im 
Rahmen ihres Dienstes bekannt werden, ist Stillschweigen 
zu bewahren. Dies gilt insbesondere in seelsorglichen 
Zusammenhängen. Die Bestimmungen des Daten­
schutzes sind zu beachten. 

Die Verschwiegenheitspflicht gilt auch über die Beendi­
gung der ehrenamtlichen Tätigkeit hinaus. 

5. Finanzen und Versicherung 

Ehrenamtlich Arbeitende disponieren - im Rahmen der 
üblichen Einschränkungen - in Eigenverantwortung über 
die finanziellen Mittel, die ihnen für ihren Arbeitsbereich 
zur Verfügung gestellt werden; diese Mittel werden im 
Haushalt bereitgestellt. 

Ehrenamtliche haben Anspruch auf die Erstattung von 
entstandenen Kosten. Die entsprechenden Regelungen 
sind so zu gestalten, dass die Selbstverständlichkeit des 
Anspruches deutlich wird und der Auslagenersatz schnell 
und problemlos vorgenommen werden kann. 

In diesen Regelungen sollen Möglichkeiten tür eine evtl. 
anfallende Kinderbetreuung Berücksichtigung finden. 

Bei Verzicht auf Kostenerstattung ist den Ehrenamtlichen 
- unter Beachtung der steuer- und haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen - eine Spendenbescheinigung anzubieten. 

Es ist dafür zu sorgen, dass die Bestimmungen des Versi­
cherungsschutzes für Ehrenamtliche (Sammelversicherun­
gen etc.) beachtet werden. Eine Unterlassung geht zu 
Lasten des jeweiligen Trägers der Arbeit. 

6. Qualifikation und Nachweis 

Ehrenamtlichen wird auf Wunsch ein Zertifikat über ihre 
Tätigkeit ausgestellt, sei es als reiner Tätigkeitsnachweis, 
sei es als Zeugnis oder Referenz. Das Zertifikat würdigt das 
ehrenamtliche Engagement und drückt Dank und Anerken­
nung für die geleistete Arbeit aus. Es dient zugleich als 
Qualifikationsnachweis von Bewerberinnen und Bewerbern 
bei Einstellungen im kirchlichen Bereich, besonders beim 
Wiedereinstieg von Frauen in das Berufsleben. 

Damit verbindet sich die Hoffnung, dass entsprechende 
Verfahrensweisen im kirchlichen Bereich Auswirkungen in 
nichtkirchlichen Arbeitszusammenhängen haben. Für 
Jugendliche ist dabei - soweit dies nicht bereits gegeben 
ist - besonders die Eintragung ehrenamtlicher Tätigkeiten 
in das Schulzeugnis anzustreben. 

7. Das Ende der Tätigkeit 

Das Ende des Dienstes wird der Gemeinde, z.B. im Got­
tesdienst oder im Gemeindebrief, oder innerhalb der dia­
konischen Einrichtung bekanntgegeben. Eine öffentliche 
Verabschiedung, in der Dank und Anerkennung ausge­
sprochen und sichtbar gemacht werden können, wird 
empfohlen, vor allem dann, wenn mit der Tätigkeit eine 
besondere Verantwortung verbunden war. 

29., 30. und 31. Änderung der Satzung 
der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland-Westfalen 

Nr. 231 Az.: 11/14-18-2 Düsseldorf, 19. Januar 2000 

Auf Grund von § 2 Abs. 3 der Satzung der Kirchlichen Lusatz­
versorgungskasse Rheinland-Westfalen hat der Verwaltungs­
rat im Benehmen mit dem Vorstand des Verbandes kirchlicher 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Rheinland-Westfalen-Lippe 
die 29., 30. und 31. Änderung der Satzung beschlossen. Die 
Kirchenleitung der Evangelischen Kirche im Rheinland und 
der Evangelischen Kirche von Westfalen haben diese 
Satzungänderungen genehmigt. Die staatsaufsichtliche 
Genehmigung durch das Ministerium für Arbeit, Soziales und 
Stadtentwicklung, Kultur und Sport des Landes Nordrhein­
Westfalen ist ebenfalls erfolgt. 

Wir machen den Text der Änderungen nachstehend bekannt. 

Das Landeskirchenamt 

29. Änderung 
der Satzung der 

Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen 

vom 21. Dezember 1966/ 4. Januar 1967 

§1 

Änderung der Satzung 

Die Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rhein­
land-Westfalen vom 21. Dezember 1966/4. Januar 1967, 
zuletzt geändert durch die 28. Satzungsänderung vom 
20. August 1997, wird wie folgt geändert: 

1. a) In § 11 Abs. 5 Buchst. b wird das Wort "und" gestri­
chen und durch ein Komma ersetzt. 

b) In § 11 Abs. 5 Buchst. c werden nach den Wort "Teil­
zeitbeschäftigung" das Wort "und" und folgender 
Buchst. deingefügt: 
"d) die arbeitsvertrag lieh vereinbarte Altersteilzeit 

nach dem Altersteilzeitgesetz" 

2. In § 16 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b werden die Worte "oder im 
Sinne des § 3 Buchst. n BAT-KF nebenberuflich" gestri­
chen. 
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3. In § 17 Abs. 3 Buchst. k wird das Wort "Arbeitsförde­
rungsgesetz" durch die Worte "Dritten Buch Sozialgesetz­
buch" ersetzt. 

4. § 30 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Buchst. d Doppelbuchst. aa wird das Wort 
"Arbeitsförderungsgesetzes" durch die Worte "Dritten 
Buchs Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"In den Fällen des Satzes 1 gelten die Regelungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung über die Anhebung 
der Altersgrenze und die vorzeitige Inanspruchnahme 
der Rente entsprechend." 

5.ln § 31 Abs. 2 Buchst. a Doppelbuchst. mm wird das 
Semikolon durch ein Komma ersetzt und es wird folgen­
der Doppelbuchst. nn angefügt: 
"nn) sie in den Fällen des § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e, in 

denen sie für mehr als 36 Kalendermonate vorzeitig 
in Anspruch genommen wurde, nur für 36 Kalender­
monate nach § 77 SGB VI vermindert wäre;" 

6. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
"Der Bruttoversorgungssatz vermindert sich für jeden 
Kalendermonat, für den ~r Zugangsfaktor nach § 77 
SGB VI herabgesetzt ist bzw. in den Fällen des § 30 
Abs. 2 herabgesetzt wäre, um 0,3 v.H., in den Fällen 
des § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e und Abs. 2 Satz 1 
Buchst. e höchstens jedoch um 10,8 v.H." 

b) In Absatz 3 c Satz 1 Buchst. c und Satz 3 wird jeweils 
das Wort "Arbeitsförderungsgesetz" durch die Worte 
"Dritten Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

7. § 34 a Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Satz 4 eingefügt: 
"In den Fällen des § 32 Abs. 2 Satz 3, § 32 Abs. 3 b 
Satz 3 bzw. § 100 Abs. 3 Satz 5 ist eine Verminderung 
des Brutto- bzw. Nettoversorgungssatzes wegen vor­
zeitiger Inanspruchnahme der Rente nach Anwendung 
der Sätze 1 bis 3 vorzunehmen." 

b) Der bisherige Satz 4 wird zu Satz 5. 

8. § 40 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird das Semikolon durch ein Komma 
ersetzt; die Worte "dabei ist eine Verminderung nach 
§ 32 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 b Satz 3 zu berücksich­
tigen" werden gestrichen. 

b) In Buchstabe b werden der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: "dabei ist 
jeweils eine Verminderung nach § 32 Abs. 2 Satz 3 
und Abs. 3 b Satz 3 zu berücksichtigen." 

9. In § 55 Abs. 6 Satz 1 wird die Zahl ,,62" durch die Zahl 
,,63" ersetzt. 

10. § 62 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 7 Satz 3 wird jeweils das Wort "Ortszuschlag" 
durch das Wort "Familienzuschlag" ersetzt. 

11.ln § 81 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

,,(7) Arbeitnehmer, die als Studierende bis zum 30. Sep­
tember 1996 nicht rentenversicherungspflichtig waren, 
sind erst zu versichern, wenn die Rentenversicherungsfrei­
heit nach § 230 Abs. 4 SGB VI entfällt." 

12. § 96 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Regelung wird zu Absatz 1 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 
,,(2) Bei Anwendung des § 55 Abs. 6 Satz 1 bleibt für 

die Beendigung des Ruhens die Vollendung des 
62. Lebensjahres maßgebend, wenn 
a) die Versicherte das 60. Lebensjahr vor dem 1. Juli 

1998 vollendet hat oder 
b) der Antrag auf Gewährung einer Altersrente für 

Frauen in der gesetzlichen Rentenversicherung vor 
dem 1. Juli 1998 gestellt wurde und das Arbeits­
verhältnis spätestens am 31. Dezember 1998 
geendet hat oder 

c) das Arbeitsverhältnis aufgrund einer vor dem 1. Juli 
1998 geschlossenen Vereinbarung spätestens am 
31. Dezember 1998 geendet hat." 

13. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte "in den Fällen 
des § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. d oder des § 30 Abs. 2 
Satz 1 Buchst. d" gestrichen. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
,,(4) 1 Bei Versorgungsrentenberechtigten 

a) der Geburtsmonate Dezember 1935 bis April 
1938, bei denen der Versicherungsfall nach § 30 
Abs. 1 Satz 1 Buchst. b oder Abs. 2 Satz 1 
Buchst. b eingetreten ist 

b) der Geburtsmonate Dezember 1938 bis April 
1941, bei denen der Versicherungsfall nach § 30 
Abs. 1 Satz 1 Buchst. e oder Abs. 2 Satz 1 
Buchst. e eingetreten ist, 

gilt abweichend von § 32 Abs. 2 Satz 3 und 
Abs. 3 b Satz 3 folgendes: 
Bei Vollendung 
- in den Fällen des 

Buchst. ades 
63. Lebensjahres, 

- in den Fällen des 
Buchst. b 
des 60. Lebensjahres 

vermindert sich der 
Versorgungsvomhun­
dertsatz für jeden voll­
en Kalendermonat 
vom erstmaligen Ein­
tritt des Versiche­
rungsfalls bis zum 
Ablauf des Monats 
der Vollendung des 
65. Lebensjahres -
höchstens jedoch für 
24 Kalendermonate -
um: 

vordem 
nach dem 
nach dem 
nach dem 
nach dem 

1. Dezember 1998 0,00 v.H. 
0,05v.H. 
0,10 v.H. 
0,15 v.H. 
0,20v.H. 

30. November 1998 
31. Dezember 1998 
31. Dezember 1999 
31. Dezember 2000 

'Satz 1 gilt entsprechend für Hinterbliebene eines Ver­
sorgungsrentenberechtigten, dessen Versorgungsren­
te nach Satz 1 berechnet wurde." 

c) In Absatz 5 Satz 2 werden nach den Worten ,,§ 31 Abs. 
2 Buchst. a" die Worte ,,§ 40 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a 
bzw. § 41 Abs. 5 Satz 1 Buchst. a" eingefügt. 

§2 

Inkrafttreten 

'Diese Satzungsänderung tritt am 1. Juli 1998 in Kraft. 
'Abweichend von Satz 1 treten 

a) § 1 Nm. 1 und 13 Buchst. c mit Wirkung vom 1. August 
1996, 

b) § 1 Nr. 11 mit Wirkung vom 1. Oktober 1996, 

c) § 1 Nr. 10 mit Wirkung vom 1. Juli 1997, 

d) § 1 Nm. 2, 3, 4 Buchst. a und 6 Buchst. b mit Wirkung 
vom 1. Januar 1998 und 
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e) § 1 Nr. 13 Buchst. b mit Wirkung vom 1. Januar 1999 

in Kraft. 

Dortmund, den 27. November 1998 

Der Verwaltungsrat der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland-Westfalen 
gez. Unterschriften 

Die vorstehende 29. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen wird hiermit 
genehmigt. 

Bielefeld, den 13. Januar 1999 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

Siegel gez. Unterschrift 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1998 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Siegel gez. Unterschrift 

Bescheinigung 

Die vorstehende 29. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 21. De­
zember 1966/4. Januar 1967 wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Verleihung der Rechte einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts an die Kirchliche Zusatzver­
sorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 14. Juli 1964 (SGv. 
NRW. 222) staatsaufsichtlich genehmigt. 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1999 

(Siegel) 

Ministerium für Standentwicklung 
Kultur und Sport 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
Im Auftrag 

gez. Unterschrift 

30. Änderung 
der Satzung der 

Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen 

vom 21. Dezember 1966/ 4. Januar 1967 

§ 1 

Änderung der Satzung 

Die Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rhein­
land-Westfalen vom 21. Dezember 1966/04. Januar 1967, in 
Form des 29. Satzungsänderungsverfahrens, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Buchst. a werden die Worte ,,0,0625 des 
jeweiligen aktuellen Rentenwertes für jeden Kalender­
monat einer Kindererziehungszeit (§§ 56, 249, 249 a 
SGB VI), der nicht zugleich Umlagemonat ist" durch 
die Worte '" vorbehaltlich des Absatzes 2 a, Renten­
anteile, die ausschließlich auf Kindererziehungszeiten 
(§§ 56, 249, 249 a SGB VI) - ohne Rentenanteile für 
sonstige Beitragszeiten im Sinne des § 70 Abs. 2 Satz 
2 SGB VI - beruhen" ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 
,,(2a) Rentenanteile aus Kindererziehungszeiten sind 
zu berücksichtigen, soweit 
a) die Summe aus diesen Rentenanteilen und der 

maßgebenden Gesamtversorgung die sich bei 
Anwendung des Höchstvomhundersatzes nach 
§ 32 Abs. 3 b Satz 1 ergebende Gesamtversor­
gung übersteigt, 

b) die Gesamtversorgung in den Fällen des § 32 Abs. 
2 Satz 4 bzw. Abs. 3 b Satz 4 die Gesamtversor­
gung, die sich ohne Berücksichtigung des § 32 
Abs. 2 Satz 4 bzw. Abs. 3 b Satz 4 ergeben hätte, 
übersteigt, 

c) die Gesamtversorgung in den Fällen des § 32 
Abs. 5 die Gesamtversorgung, die sich ohne 
Berücksichtigung des § 32 Abs. 5 ergeben hätte, 
übersteigt. " 

2. In § 33 Abs. 2 Satz 1 Buchst. a Doppelbuchst. aa werden 
die Worte "Kindererziehungszeiten (§§ 56, 249, 249 a SGB 
VI), die nicht zugleich Umlagemonate sind" durch die 
Worte "Zeiten, die ausschließlich auf Kindererziehungszei­
ten (§§ 56, 249, 249 a SGB VI) beruhen" ersetzt. 

3. In § 34 b Abs. 2 Satz 2 Buchst. c werden die Worte 
"Umlagemonate sind" durch die Worte "sonstige Beitrags­
zeiten im Sinne des § 70 Abs. 2 Satz 2 SGB VI sind" 
ersetzt. 

4. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe d wird der Punkt durch das Wort 
"zuzüglich" ersetzt. 

bb) Es wird folgender Buchstabe e angefügt: 
"e) bei übergeleiteten Versicherungen 1 ,25 v.H. der 

Summe der nach dem 31. Dezember 1998 bis zum 
Beginn der Versicherungsrente (§ 52) aufgrund 
tarifvertraglicher oder arbeitsvertraglicher Verein­
barung entrichteten Beiträge des Pflichtversicher­
ten zur Umlage, soweit diese über 1,25 v.H. der 
Summe des jeweils zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelts hinausgehen." 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort "Pflichtbeiträge" die 
Worte ", nach Satz 1 Buchst. e berücksichtigte Beiträ­
ge zur Umlage" eingefügt. 

5. In § 35 a Satz 2 werden die Worte "und dU durch die 
Worte '" d und e" ersetzt. 

6. In § 40 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a werden die Worte ,,0,0375 
- in den Fällen des Absatzes 4 0,0225 - des jeweiligen 
aktuellen Rentenwertes für jeden Kalendermonat einer 
Kindererziehungszeit (§§ 56, 249, 249 a SGB VI), der nicht 
zugleich Umlagemonat ist" durch die Worte "Rentenantei­
le, die ausschließlich auf Kindererziehungszeiten (§§ 56, 
249, 249 a SGB VI) - ohne Rentenanteile tür sonstige Bei­
tragszeiten im Sinne des § 70 Abs. 2 Satz 2 SGB VI -
beruhen; § 31 Abs. 2 a ist entsprechend anzuwenden" 
ersetzt. 

7. In § 41 Abs. 5 Satz 1 Buchst. a werden die Worte "bei 
einer Vollwaise 0,0125, bei einer Halbwaise 0,0075 des 
jeweiligen aktuellen Rentenwertes für jeden Kalendermo­
nat einer Kindererziehungszeit (§§ 56, 249, 249 a SGB VI), 
der nicht zugleich Umlagemonat ist" durch die Worte 
"Rentenanteile, die ausschließlich auf Kindererziehungs­
zeiten (§§ 56, 249, 249 a SGB VI) - ohne Rentenanteile für 
sonstige Beitragszeiten im Sinne des § 70 Abs. 2 Satz 2 
SGB VI - beruhen; § 31 Abs. 2 a ist entsprechend anzu­
wenden" ersetzt. 



86 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 3 vom 17. März 2000 

8. In § 46 a Abs. 1 Satz 1 Buchst. a wird folgender Doppel­
buchstabe ee eingefügt: 
"ee) die Änderung ausschließlich auf der durch das Ren­

tenreformgesetz 1999 vom 16. Dezember 1997 
(BGB!. I S. 2998) verbesserten Berücksichtigung der 
Kindererziehungszeiten beruht," 

9. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach den Worten "berück­
sichtigenden Bezüge" die Worte "soweit sich nach 
§ 31 Abs. 2 a, bei Hinterbliebenen in entsprechender 
Anwendung des § 31 Abs. 2 a, keine Änderung 
ergibt," eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort "Bezüge" 
die Worte "unter Berücksichtigung des § 31 Abs. 2 a, 
bei Hinterbliebenen in entsprechender Anwendung 
des § 31 Abs. 2 a," eingefügt. ; 

1 O. In § 55 Abs. 4 b Satz 1 werden nach den Worten "zusam­
men mit" die Worte "den nach § 31 Abs. 2 Buchst. a 
unberücksichtigten Rentenanteilen aus Kindererziehungs­
zeiten und" eingefügt. 

11. In § 66 Abs. 8 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt 
und folgende Worte angefügt: 
"d) bei übergeleiteten Versicherungen auch die für die Zeit 

nach dem 31. Dezember 1998 aufgrund tarifvertrag­
licher oder arbeitsvertraglicher Vereinbarung entrichte­
ten Beiträge des Pflichtversicherten zur Umlage." 

12. In § 100 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a werden nach dem Wort 
"Rente" die Worte "in Höhe der bis zum 30. Juni 1998 gel­
tenden Bewertung dieser Zeiten" eingefügt. 

13. Es wird folgender § 101 eingefügt: 

,,§ 101 

Übergangsregelung zu § 31 für Kindererziehungszeiten 

(1) Hat die Versorgungsrente erstmals vor dem 1. Juli 
1998 begonnen, ist § 31 Abs. 2 a bis zum Beginn einer 
gemäß § 46 a nach dem 30. Juni 1998 neu zu berechnen­
den Versorgungsrente (§ 52 Abs. 3) nicht anzuwenden. 

(2) Hat die Versorgungsrente erstmals vor dem 1. Juli 
1998 begonnen, bleiben Rentenanteile, denen die verbes­
serte Berücksichtigung der Kindererziehungszeiten durch 
das Rentenreformgesetz 1999 vom 16. Dezember 1997 
(BGBL I S. 2998) zugrunde liegt, bei Anwendung des § 31 
Abs. 2, § 40 Abs. 3, § 41 Abs. 5 und § 100 Abs. 1 Satz 1 
Buchst. a bis zum Beginn einer gemäß § 46 a nach dem 
30. Juni 1998 neu zu berechnenden Versorgungsrente 
(§ 52 Abs. 3) unberücksichtigt." 

§2 

Inkrafttreten 

'Diese Satzungsänderung tritt am 1. Juli 1998 in Kraft. 

2Abweichend von Satz 1 treten 

a) § 1 Nr. 13 (§ 101 Abs. 2) mit Wirkung vom 1. Januar 1986, 

b) § 1 Nm. 4 (§ 35), 5 (§ 35 a), 11 (§ 66) am 1. Januar 1999 

in Kraft. 

Dortmund, den 27. November 1998 

Der Verwaltungsrat der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland-Westfalen 
gez. Unterschriften 

Die vorstehende 30. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen wird hiermit 
genehmigt. 

Bielefeld, den 13. Januar 1999 

(Siegel) 
Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 
gez. Unterschriften 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1998 

(Siegel) 
Evangelische Kirche im Rheinland 

Die Kirchenleitung 
gez. Unterschriften 

Bescheinigung 

Die vorstehende 30. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 21. 
Dezember 1966/4. Januar 1967 wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Verleihung der Rechte einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts an die Kirchliche Zusatzver­
sorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 14. Juli 1964 (SGV. 
NRW. 222) staatsaufsichtlich genehmigt. 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1999 

(Siegel) 

Ministerium für Standentwicklung 
Kultur und Sport 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
Im Auftrag 

gez. Unterschrift 

31. Änderung 
der Satzung der 

Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen 

vom 21. Dezember 1966/4. Januar 1967 

§1 

Änderung der Satzung 

Die Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rhein­
land-Westfalen vom 21. Dezember 1966/4. Januar 1967, 
zuletzt geändert durch die 30. Satzungsänderung vom 
27. November 1998, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird hinter dem Wort "geregelt" das Zei­
chen ,,**" angebracht. Am unteren Rand wird kleinge­
druckt der folgende Passus: 

"Die in dieser Satzung verwendeten Personen- und 
Funktionsbezeichnungen gelten für Frauen und Män­
ner gleichermaßen. Aus Gründen der Textvereinfa­
chung ist dort, wo ein geschlechtsneutraler Begriff 
fehlt, grundsätzlich die männliche Form gewählt wor­
den. Diese findet für Frauen in der weiblichen Form 
Anwendung. " 

angefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird vor dem Wort "Ministeriums" 
das Wort "zuständigen" eingefügt; die Worte "für Stadt­
entwicklung, Kultur und Sport" werden gestrichen. 

c) Der Absatz 7 wird gestrichen. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Absatz 7 des § 2 wird als neuer 
Absatz 1 eingefügt. 
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bb) Es wird ein neuer Satz 2 mit folgendem Wortlaut: 
"Der Vorstand entscheidet über den Beitritt neuer 
Beteiligter; er schließt die Beteiligungsvereinba­
rung ab." 
eingefügt. 

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; das Wort "sei­
nem" wird durch das Wort "einem" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Absatz 1 Satz 1 wird zu Absatz 2 
Satz 1. 

bb) In Satz 1 werden der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Halbsatz: 
"von denen fünf ehrenamtlich und zwei hauptamt­
lich tätig sind." 
angefügt. 

cc) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 neu: 
,;Von den ehrenamtlichen Mitgliedern gehören 
mindestens zwei dem Kreise der Versicherten an. 
3Die hauptamtlichen Vorstandsmitglieder sollen 
die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst besitzen oder ein Studium der 
Wirtschaftswissenschaften mit einer Hochschul­
prüfung abgeschlossen haben oder über besonde­
re Kenntnisse im Bank- oder Versicherungswesen 
verfügen." 
eingefügt. 

c) Die Sätze 2 und 3 bis 7 des bisherigen Absatzes 1 
werden gestrichen. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
Die bisherigen Sätze 3 und 5 des Absatzes 1 werden 
zu Absatz 3; dieser erhält die folgende Fassung: 
,,(3) Die Mitglieder werden vom Verwaltungsrat 
gewählt. Eine Abwahl aus wichtigem Grund ist mög­
lich; Wiederwahl ist zulässig." 

e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
Der bisherige Satz 6 des Absatzes 1 wird Absatz 4 
und erhält die folgende Fassung: 
,,(4) Der Vorstand wählt aus der Mitte der ehrenamtli­
chen Mitglieder den Vorsitzenden sowie einen ersten 
und einen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden." 

f) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
Der bisherige Satz 7 des Absatzes 1 wird zu Absatz 5 
und wie folgt geändert: 
Das Wort "Vorstandsmitglied" wird durch das Wort 
"Mitglied" ersetzt. Die Worte "oder ein Stellvertreter" 
werden gestrichen. 

g) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 6 und wie folgt 
geändert: 
In Satz 1 wird vor dem Wort "Stellvertreter" das Wort 
"seinem" durch das Wort "einem" ersetzt. Nach dem 
Wort "Mitglieder" werden die Worte "des Vorstandes" 
gestrichen und der folgende Halbsatz: 
"von denen mindestens ein hauptamtliches Mitglied 
sein muss," 
eingefügt. 

h) Der Absatz 3 wird gestrichen. 

i) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Die bisherigen Sätze 1, 4 und 5 des Absatzes 3 
werden als Absatz 7 Satz 1 bis 3 eingefügt. 

bb) Die Sätze 2 bis 3 erhalten die folgende Fassung: 
,/Die hauptamtlichen Mitglieder des Vorstandes 
führen die laufenden Geschäfte. 'Der Vorstand 

erlässt eine Geschäftsordnung; diese bedarf der 
Genehmigung des Verwaltungsrates." 

j) Es wird der folgende Absatz 8 neu eingefügt: 
Der bisherige Satz 2 des Absatzes 3 wird zu Absatz 8 
und in Satz 1 und 2 aufgespalten; diese erhalten die 
folgende Fassung: 
,,'Der Vorstand stellt den Jahresabschluss und die 
Richtlinien tür die Anlegung des Vermögens auf. 2Er 
setzt den Umlagesatz fest. " 

k) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 9 und wie folgt 
geändert: 

aal In Satz 3 wird das Wort "ergeht" durch das Wort 
"erfolgt" ersetzt. 

bb) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 
"In dringenden Fällen kann von der Einhaltung der 
Frist abgesehen werden." 

I) Es wird folgender Absatz 10 neu eingefügt: 

aa) Die bisherigen Sätze 1, 2, 5, 6 und 7 des Absatzes 
5 werden zu Absatz 10 Satz 1 bis 5 und wie folgt 
geändert: 

bb) In Satz 1 wird das Wort "sein" durch das Wort 
"ein" ersetzt. 

cc) Satz 2 erhält die Fassung: 
,,2Der Vorsitzende des Verwaltungsrates ist berech­
tigt, an den Sitzungen beratend teilzunehmen." 

dd) In Satz 4 werden die Worte "zwei Vorstandsmitglie­
dern" durch die Worte "einem weiteren Mitglied" 
ersetzt. 

ee) In Satz 5 werden die Worte "der Vorsitzende" und 
der Halbsatz "wenn kein Widerspruch erfolgt" 
gestrichen. Das Wort "herbeiführen" wird in die 
Worte "herbeigeführt werden" abgeändert. 

ff) Es wird ein neuer Satz 6 eingefügt, welcher wie 
folgt lautet: 
"sNäheres regelt die Geschäftsordnung." 

m) Es wird der folgende Absatz 11 neu eingefügt: 

aal Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 11. 
bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Er ist auf sein Verlangen vorher zu hören." 

n) Der bisherige Absatz 7 wird gestrichen. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl ,,21" durch die Zahl 
,,15" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Buchst. a wird das Wort "zwei" durch das 
Wort "drei" ersetzt. 

bb} In Satz 1 Buchst. b wird der Halbsatz: 
"die Tarifgemeinschaft evangelisch-kirchlicher Kör­
perschaften in Rheinland und Westfalen sieben 
Mitglieder" gestrichen und der folgende Halbsatz: 
"die Vorstände der Diakonischen Werke Rheinland 
und Westfalen je ein Mitglied," 
neu eingefügt. 

cc) In Satz 1 Buchst. c werden die Halbsätze: 
"für die angestelltenversicherungspflichtigen Mitar­
beiter sieben Mitglieder, für die arbeiterrentenversi­
cherungspflichtigen Mitarbeiter drei Mitglieder" 
gestrichen und durch das Wort "sieben" und das 
Wort "Mitglieder" ersetzt. 

dd) In Satz 2 werden die Worte "Buchstaben bund" 
gestrichen und durch das Wort "Buchstabe" 
ersetzt. 
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ee) Satz 3 wird gestrichen. 
ff) Die Sätze 4 bis 6 werden zu 3 bis 5. 
gg) Satz 7 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 wird das Wort "bestellt" durch das Wort 

"wählt" und die Worte "und den" werden durch die 
Worte "sowie einen ersten und einen zweiten" 
ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort "seinem" durch die Worte 
"einem seiner" und das Wort "elf" durch das Wort 
"sieben" ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
(1) Der Buchstabe e wird zu Buchstabe a und 
erhält folgende Fassung: 
"a) Wahl und Abwahl der ehrenamtlichen Mitglie­
der des Vorstandes," 
(2) Der Buchstabe a wird zu Buchstabe b; die 
Worte "des Haushaltsplanes (§ 70) und" werden 
gestrichen; das Wort "Jahresrechnung" wird durch 
das Wort "Jahresabschluss" ersetzt; der Klammer­
verweis wird gestrichen. 
(3) Es wird der folgende neue Buchstabe c: 
"c) Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für die Prü­
fung des Jahresabschlusses," 
eingefügt. 
(4) Es wird der folgende neue Buchstabe d: 
"d) Genehmigung der vom Vorstand erlassenen 
Geschäftsordnung, " 
eingefügt. 
(5) Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe e; 
die Worte "Erlass von" werden gestrichen und 
durch die Worte "Genehmigung der vom Vorstand 
aufgestellten" ersetzt. 
(6) Der bisherige Buchstabe b wird zu Buchstabe 
f; der Klammerverweis wird gestrichen. 
(7) Der bisherige Buchstabe d wird zu Buchstabe g. 
(8) Der bisherige Buchstabe f wird zu Buchstabe h. 
(9) Der bisherige Buchstabe g wird zu Buchstabe i. 

bb) Es wird ein neuer Satz 2 mit folgendem Wortlaut: 
,,2Die hauptamtlichen Mitglieder des Vorstandes 
werden in einer gemeinsamen Sitzung mit dem 
Verwaltungsrat der Gemeinsamen Versorgungs­
kasse für Pfarrer und Kirchenbeamte gewählt." 
angefügt. 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 2 wird das Wort "Verwaltungsratsmitglie­

der" durch das Wort "Mitglieder" ersetzt; die Worte 
"beim Vorsitzenden des Verwaltungsrates" werden 
gestrichen. 

bb) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 
"In dringenden Fällen kann von der Einhaltung der 
Frist abgesehen werden." 

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

" 'Der Vorsitzende oder ein Stellvertreter leitet die 
Sitzung." 

bb) In Satz 2 wird die Zahl ,,5" nach dem Wort 
"Absatz" durch die Zahl ,,10" und die Zahlen ,,5" 
und ,,6" nach dem Wort "Satz" durch die Zahlen 
"3" und ,,4" ersetzt. 

cc) In Satz 3 werden die Worte "und die Geschäftsfüh­
rer" sowie "in der Regel" gestrichen; vor dem Wort 
"an" wird das Wort "beratend" eingefügt. 

g) In Absatz 7 wird die Zahl ,,6" durch die Zahl ,,11" 
ersetzt. 

h) In Absatz 8 Satz 1 wird der Buchstabe "g" durch den 
Buchstaben "iu ersetzt. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte "der Tarifgemein­
schaft evangelisch-kirchlicher Körperschaften in 
Rheinland und Westfalen und" sowie "jeweils auf die 
Dauer von fünf Jahren" gestrichen. 

b) Absatz 6 wird gestrichen. 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 
,,'Mitglied des Vorstandes und des Verwaltungsrates 
kann nur sein, wer 
a) für diese Aufgabe fachlich befähigt ist und 
b) die Befähigung zum Amt eines Presbyters in der 

Evangelischen Kirche im Rheinland oder in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen oder eines 
Kirchenältesten in der Lippischen Landeskirche 
besitzt oder ordinierter Theologe in einer dieser 
Kirchen ist." 

b) In Absatz 2 werden die Worte "im Vorstand, im Verwal­
tungsrat" gestrichen und durch die Worte "in beiden 
Organen" ersetzt. 

c) Es wird ein neuer Absatz 3 mit folgender Fassung: 
,,'Die Amtszeit der ehrenamtlichen Mitglieder des Vor­
standes und des Verwaltungsrates beträgt grundsätz­
lich fünf Jahre; sie endet mit Ablauf des Jahres, in 
dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. 2Nach Ablauf 
der Amtszeit bleiben die bisherigen Mitglieder bis zur 
ersten Sitzung des Organs in seiner neuen Zusam­
mensetzung im Amt. 3Die Amtszeit der hauptamtlichen 
Mitglieder des Vorstandes wird von den Verwaltungs­
räten bei der Versorgungskassen im Einzelfall festge­
setzt. 4Die Amtszeit der Mitglieder des Schiedsaus­
schusses beträgt fünf Jahre. 5Der Schiedsausschuss 
bleibt im Amt, bis ein neuer Schiedsausschuss bestellt 
ist." 
eingefügt. 

d) Absatz 3 wird zu Absatz 4 und wie folgt geändert: 

aal Die Sätze 1 und 2 werden mit folgendem Wortlaut: 
,,'Die ehrenamtlichen Mitglieder der Organe der 
Kasse und des Schiedsausschusses erhalten für 
die Teilnahme an einer Sitzung Reisekostenvergü­
tung nach den für die Beamten des Landes Nord­
rhein-Westfalen geltenden Bestimmungen und 
anstelle des Tagegeldes ein Sitzungsgeld. " 
in einem Satz" 1 " zusammengefasst. 

bb) Es wird ein neuer Satz 2 mit folgendem Wortlaut: 
,,2Etwaiger Verdienstausfall wird erstattet." 
eingefügt. 

e) Absatz 4 wird zu Absatz 5. 
In Absatz 5 wird nach dem Wort "Vorstandes" das 
Wort "und" gestrichen und durch ein Komma ersetzt; 
die Worte "ihre Stellvertreter" werden gestriChen und 
durch die Worte "stellvertretenden Mitglieder des Ver­
waitungsrates" ersetzt. 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 2 werden die Worte "des Vorstandes und 

des Verwaltungsrates" gestrichen und durch die 
Worte "der Organe" ersetzt. 
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bb) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 
,,'Je nach Auftrag der Kirchenleitungen haben die 
Prüfer der landeskirchlichen Rechnungsprü­
fungsämter das Recht zur Einsichtnahme in alle 
Geschäftsunterlagen der Kasse." 

b) In Absatz 2 wird vor dem Wort "Ministerium" das Wort 
"zuständigen" eingefügt; die Worte "für Stadtentwick­
lung, Kultur und Sport" werden gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte "der Vorstand oder der 
Verwaltungsrat" gestrichen und durch die Worte 
"ein Organ"; das Wort "behindert" wird durch das 
Wort "gehindert"; das Wort "er" wird durch das 
Wort "es" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "Vorstandes oder des 
Verwaltungsrates" gestrichen und durch das Wort 
"Organs" ersetzt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird wie folgt geändert: 
(1) In Buchstabe a wird der Klammerverweis gestri­
chen. 

(2) In Buchstabe b wird der Halbsatz: 
"die Richtlinien für die Anlegung des Vermögens 
(§ 4 Abs. 4 Buchst. c)" 
gestrichen. 

(3) Buchstabe c wird zu Buchstabe b; der Klam­
merverweis wird gestrichen. 

(4) Der Buchstabe "d" und die Worte: 
"der Haushaltsplan der Kasse (§ 70), und" 
werden gestrichen. 

(5) Buchstabe e wird zu Buchstabe c; der Klam­
merverweis wird gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "Die Jahresrechnung" 
durch die Worte "Der Jahresabschluss" ersetzt; die 
Klammerverweise werden gestrichen. 

7. In § 51 Satz 2 wird der Klammerverweis gestrichen. 

8. In § 69 Abs. 1 werden die Worte "und ihre Verwaltungs­
kosten" gestrichen. 

9. § 70 "Verwaltungskosten" wird unter Beibehaltung der 
Paragraphenbezeichnung ersatzlos gestrichen. 

1 O. In § 71 Abs. 2 werden nach dem Wort "Genehmigung" die 
Worte "des Verwaltungsrates und" eingefügt. 

11. § 72 erhält die folgende Fassung: 
"Die Kasse hat nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres 
einen Jahresabschluss über die Aufwendungen und Erträ­
ge sowie über das Vermögen (Gewinn- und Verlustrech­
nung, Bilanz) aufzustellen." 

12. In § 77 Abs. 2 wird der Klammerverweis gestrichen. 

13. Im Anhang 1 wird unter Buchstabe A (Übergangsvorschrif­
ten) folgende Übergangsvorschrift: 

,,31. Änderung der Satzung 

Übergangsvorschrift zu § 6 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz 

§ 6 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz findet auf die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der 31. Satzungsänderung bereits 
gewählten Vorstands- oder Verwaltungsratsmitglieder 
keine Anwendung; diese bleiben bis zum Ablauf der Amts­
zeit, für die sie gewählt wurden, im Amt." 

eingefügt. 

§2 

Inkrafttreten 

Diese Satzungsänderung tritt am 1. Mai 1999 in Kraft. 

Dortmund, den 30. April 1999 

(Siegel) 

Der Verwaltungsrat der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland-Westfalen 
gez. Unterschriften 

Die vorstehende 31. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen wird hiermit 
genehmigt. 

Bielefeld, den 12. Juli 1999 

(Siegel) 
Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 
gez. Unterschriften 

Düsseldorf, den 23. Juli 1999 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

(Siegel) gez. Unterschriften) 

Bescheinigung 

Die vorstehende 29. Änderung der Satzung der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 21. De­
zember 1966/4. Januar 1967 wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Verleihung der Rechte einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts an die Kirchliche Zusatzver­
sorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 14. Juli 1964 (SGV. 
NRW. 222) staatsaufsichtlich genehmigt. 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1999 

(Siegel) 

Ministerium für Standentwicklung 
Kultur und Sport 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
Im Auftrag 

gez. Unterschrift 

Bestandene Prüfungen 

Nr. 5864 Az. 1!/13-15~2-7 Düsseldorf, 21. Februar 2000 

Die Prüfung für den gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst 
haben bestanden: 

Adler, Nicole, Ev. Kirchenkreis Moers 

BI a sb e rg, Corinna, Landeskirchenamt 

B r in km a n n, Hilde, Ev. Kirchengemeinde Hünxe 

Die r ich s, Andreas, Ev. Verwaltungsamt Wuppertal-Elberfeld 

End ry k, Susanne, Ev. Verwaltungsamt Aachen 

F ich t n er, Torsten, Ev. Gemeindeverband Mönchengladbach 

Gun t er, Christe!, Ev. Kifchenkreis Krefeld 

He i d r ich, Sascha, Ev. Verwaltungsamt Idar-Oberstein 

Hoff man n, Iris, Ev. Kirchenkreis Moers 

K I Ö m p g es, Kirsten, Bergisches Rechnungsprüfungsamt 

Kr a a c k, Sandra, Ev. Kirchengemeinde Dinslaken 

Kr a j n c, Nicole, Ev. Christus-Kirchengemeinde Oberhausen 
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M öhr i n g, Dieter, Ev. Kirchengemeinde Hückeswagen 

Na gel, Heiko, Paul-Schneider-Gymnasium Meisenheim 

Neuser, Anja, Ev. Gemeindeverband Krefeld 

Pa eie c k e, Beate, Ev. Verwaltungsamt Saarbrücken 

Pr eu t e n bor b eck, Christian, Ev. Kirchenkreis Düsseldorf-
Mettmann 

Red i eck, Cornelia, Ev. Gemeindeverband Krefeld 

Rom ag no, Susanne, Landeskirchenamt 

Ru s c h, Renate, Ev. Kirchengemeinde Kamp-Untfort 

Sc her n eck, Ellen, Ev. Kirchengemeinde Heiligenhaus 

Sc h u I t z e, Christiane, Gemeinsames Gemeindeamt 
Düsseldorf-Mitte 

Weil i n g, Jörg, Ev. Rentamt Neuwied 

Das Landeskirchenamt 

Bestandene Prüfungen 

Nr. 5864 Az.II/13-15-2-7 Düsseldorf, 27. Januar 2000 

Die Laufbahnprüfung tür den mittleren kirchlichen Verwal­
tungsdienst haben bestanden: 

Bai k e, Karin, Ev. Verwaltungsamt Wuppertal-Elberfeld 

G re v e, Malte, Ev. Kirchengemeinde Köln 

G r ü n b erg, Sabine, Ev. Gemeindeamt Köln Süd-West 
K I e tt - Eng e I, Nadine, Ev. Verwaltungsamt Bonn 

Pr a n g, Karin, Landeskirchenamt 

Ras c h k e, Sabine, Gemeinsames Gemeindeamt 
Düsseldorf -Nord 

Sc h r öde r, Markus, Landeskirchenamt 

Sc h u man n, Kerstin, Ev. Kirchenkreis Altenkirchen 

Wa h I e n, Hannelore, Ev. Kinderheim e.V, Hilden 

Wal t er, Benno, Amt für Diakonie Köln 

Das Landeskirchenamt 

Verleihung der Anstellungsfähigkeit 
an Kirchenmusiker 

C-Urkunde 

Barkschat, Rene 

Becker, Thomas 
Bei 1 h a r z - Ra m s a i er, Elke 

Burczyk, Wilfried 

Con rad, Gerhard 
Dellweg , Katharina 

Denkhaus, Karl 

Eidt, Kordula 

Fasang, Paul 
Gertz, Arno 

Glawion, Michael 

J 0 s t, Elisabeth 
Kim, An-Na 

Köster, Dr. Franz E. 

Kr aus, Heidrun 

Li n n e, Andreas 

Nehmiz, Irmgard 

Pukrop, Ulrike 

Ran ke, Guiomar 
Saß, Christina 

Schneider, Irina 

Schnelle, Natalija 

Scholz, Gunthart 

Schwarz, Maik 

Wahner, Anja 

Vieregge, Anke 

Zimmermann, Thomas 

C-Urkunde (Organistin/Organist) 

Bel e n k i, Mark 

Bo n gartz, Otto 

Gogelgans, Marina 

Goldbach , Johannes 

Haape, Sigrid 

Haßelberg, Michael 

Loch. Achim 

M i 1I er, Cordelia 

Neubert, Wolfgang 

Düsseldorf 

Köln 

Hünxe 
Köln 

Dudweiler 
Düsseldorf 

Essen 
Korschenbroich 

Düsseldorf 

Rees 
Brühl 

Idar-Oberstein 

Düsseldorf 

Jüchen 

Lohmar 

Essen 
Ziegen hain 

Erkrath 

Aachen 

Meerbusch 

Düsseldorf 

Düsseldorf 

Dormagen 

Ratingen 

Düsseldorf 

Undau 

Dirmingen 

Dudweiler 

Köln 

Dudweiler 

Saarbrücken 

Krefeld 

Duisburg 

Friedrichsthal 

Köln 

Nr. 6015 Az. V/13-6-2-7 Düsseldorf, 21. Februar 2000 N z i I a, Christa 
Düsseidorf 

Saarbrücken-Dudweiler 

Bornheim 
Das Landeskirchenamt hat im Jahre 1999 folgenden Kirchen­
musikerinnen/Kirchenmusikern die Urkunde über die Anstel­
lungsfähigkeit der Ev. Kirche der Union verliehen: 

A-Urkunde 

Gi e ß e r, Christoph 
Stenzei, Andrea 
Thomas, Dietrich 
Wiebusch, Carsten 
Wiechelt, Majka 
Wu Izi nger, Katharina 

B-Urkunde 

Malik, Aenne 
Müller, Michael 
Sc h me d i n g, Martin 

Bonn 
MülheimlKärlich 
Köln 
Essen 
Köln 
Köln 

Duisburg 
Gummersbach 
Düsseldorf 

Schmalz, Jelena 

Sch u bert, Erna 

Takahashi, Fusae 

Weig ner, Sascha 

Bonn 

Mü!heim a.d. Ruhr 

Allenbach 

C-Urkunde (Chorleiterin/Chorieiter) 

Eng e I, Patrick 
Lo h bec k, Birgit 

Kolb, Ulrich 

Püttlingen 

Brüggen 

Düsseldorf 
S c h ü I e - B e r t e n rat h , Katharina Bergisch Gladbach 

Thomas, Christi ne 

Wisse, Elke 

Posaunenchorleiterprufung 

Ha v e man n, Holger 

Saarbrücken 

Düsseldorf 

Wuppertal 

Das Landeskirchenamt 
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Fortbildungstagungen 
für Mitglieder von 

Mitarbeitervertretungen 2000 

Nr. 2510 Az.: 11/13-2-6 Düsseldorf, 26. Januar 2000 

Wir geben nachstehend die im Jahr 2000 stattfindenden Fort­
bildungstagungen für Mitglieder von Mitarbeitervertretungen 
bekannt. Die Tagungen werden gemeinsam vom Diakoni­
schen Werk der Ev. Kirche im Rheinland und dem Landeskir­
chenamt durchgeführt. 

Es sind folgende Termine und Tagungsorte vorgesehen: 

12. April 2000 - Koblenz 
Krankenhaus Ev. Stift St. Martin, Johannes-Müller-Str. 7, 
56068 Koblenz 

14. Juni 2000 - Aachen 
Luisenhospital, Boxgraben 99, 52064 Aachen 

7. September 2000 - Bonn-Bad Godesberg 
Ev. Krankenhaus, Waldstr. 73, 53177 Bonn 

24. Oktober 2000 - Saarbrücken 
Ev. Altenheim "Am Steinhübei" , Meißenwies 16, 
66123 Saarbrücken 

28. November 2000 - Düsseldorf 
Haus der Diakonie, Lenaustr. 41 , 40470 Düsseldorf 

Die Tagungen beginnen jeweils um 9.30 Uhr und enden gegen 
16.00 Uhr. 

Es werden voraussichtlich folgende Themen behandelt: 

1 . Rechtsstellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung, 
Geschäftsführung 

2. Aufgaben und Befugnisse der Mitarbeitervertretung 
- Grundsätze, Mitbestimmung, Mitberatung, Initiativrecht-

3. Bundes-Angestelltentarifvertrag in kirchlicher Fassung 
(BAT-KF Überblick und ausgewählte Bestimmungen) 

4. Fragen aus der Praxis 

Anmeldungen erbitten wir bis jeweils 14 Tage vor der betref­
fenden Tagung unter Angabe des Namens, der Anschrift und 
der Dienststelle an das Landeskirchenamt, Postfach 
30 03 39, 40403 Düsseldorf. Eine Bestätigung der Anmeldung 
erfolgt nicht. Wenn die mögliche Teilnehmerzahl überschritten 
wird, werden wir das besonders mitteilen. 

In der Regel weisen wir zusätzlich zu dieser Veröffentlichung 
auf jede einzelne Tagung noch einmal in einem besonderen 
Rundschreiben an die Mitarbeitervertretungen im Einzugsbe­
reich des jeweiligen Tagungsortes über die Kirchenkreisver­
waltungen hin. 

Das Landeskirchenamt 

Fortbildungslehrgänge und Rüstzeit 
für Küsterinnen und Küster 

Die Arbeitsgemeinschaft Rheinischer Küsterinnen und Küster 
führt in Verbindung mit dem Landeskirchenamt die nachste­
hend aufgeführten Fortbildullgslehrgänge durch. 

lehrgang 1/2000 

Teil 1 26.03. - 31.03.2000 
Teil 2 22.03. - 24.05.2000 Gruppe 1 

24.05. - 26.05.2000 Gruppe 2 
Teil3 05.11. -10.11.2000 
Teil 4 25.03. - 30.03.2001 
Teil 5 04.11. - 09.11.2001 

Dieser Lehrgaing ist bereits ausgebucht. Ein neuer Lehrgang 
beginnt am 25. März 2001. Hier sind noch Anmeldungen 
möglich. 

Themen der einzelnen Lehrgangsteile: 
Teil 1 
Einführung in den Küsterdienst 
Altardienst 
Erhaltung und Pflege kirchlicher Gebäude 
Wirtschaftliche und Ökologische Reinigung 
GlockentechniklTurmuhren/Uhrenanlagen 
Bibelkunde/Einführung 
Küsterordnung 

Teil 2 
Gesetzliche Unfallversicherung 
Unfallgefahren in der Kirche und im Außenbereich 
Brandschutz mit Löschübungen 
Organisation der Arbeitssicherheit in der Kirche 
Organisation der Ersten Hilfe 

Teil 3 
Küsterdienst 
Erste Hilfe bei Unfällen 
Bibelkunde: Altes und neues Testament 
Gesangbuchkunde 
Agendarische Ordnung des Gottesdienstes 
Mit der Kirchenordnung leben: Taufe, Konfirmation, Trauung, 

Beerdigung 
Beschallungsanlagen 

Teil 4 
Presbyterial-Synodale Ordnung der Ev. Kirche im Rheinland 
Aufgaben kirchlicher Publizistik 
Schaukastengestaltung 
Geschichte der Ev. Kirche im Rheinland 
Zweige der Gemeindearbeit 
Umgang mit Menschen 
Aufbau der Ev. Kirche im Rheinland 

Teil 5 
Vorbereitung und Erarbeitung von Andachten 
Die Ev. Kirche in der Ökumene 
Versicherungsrecht 
Dienstrecht kirchlicher Mitarbeiter(innen) 
Verwaltung der Gemeinde 
Berufsbild des Küsters in der heutigen Zeit 

Die Lehrgänge eins, drei vier und fünf finden im Kurhaus 
Windeck, Weyersbuscher Straße in 51570 Windeck statt. 

Der Lehrgang zwei findet bei der Verwaltungs-Berufsgenos­
senschaft in 59939 Olsberg statt. 

Zuständig für Anfragen: Ludwig Bielak, 

Anmeldungsanschrift 
für Lehrgänge: 

Büchelstr. 47 a, 42855 Remscheid 
Telefon (02191) 84486 

Lüdeke Bührke 
Hülserstr. 57 B, 47918 Tönisvorst 
Telefon (02151) 797171 

Die Teilnehmerbeiträge der Lehrgangsteile eins, drei vier und 
fünf betragen unter Berücksichtigung des landeskirchlichen 
Zuschusses je 395,00 DM. Für den Lehrgangsteil zwei fallen 
keine Kosten an. 

Für die bereits stattfindenden Lehrgänge beträgt der Teil­
nehmerbeitrag je Lehrgangsteil ab Januar 2000 ebenfalls 
395,00 DM. 

Die Kosten der Lehrgangsabschnitte sind erstattungsfähig 
(s. KABt. 1997, S. 33/34) Nach § 18 der Küsterordnung ist der 
Küsterin bzw. dem Küster für die Teilnahme Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung der Bezüge zu gewähren. 
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Im Anschluss an den Küstertag am 19. Juni 2000 veranstaltet 
die Arbeitsgemeinschaft Rheinischer Küster vom 19. Juni bis 
einseh!. 23. Juni 2000 eine Rüstzeit im "Haus Bierenbach" in 
51581 Nümbrecht-Bierenbachtal. Der Teilnehmerbeitrag für 
die Rüstzeit beträgt DM 300,00/Person. Es können maximal 
43 TeilnehmerlTeilnehmerinnen an der Rüstzeit teilnehmen. 
Einzelzimmerwünsche sind bei der Anmeldung anzugeben. 
Die Zahl der Einzelzimmer ist jedoch begrenzt. Die Teilnahme 
an der Rüstzeit ergibt sich aus dem Posteingang. Anmeldun­
gen für die Rüstzeit sind bitte nur schriftlich an folgende 
Anschrift zu richten: Ludwig Bielak, Büchelstraße 47a, 42855 
Remscheid. 

Das diesjährige Rüstzeitthema lautet "Abenteuer Bibel". Es 
referiert Pfarrer Ralf Andreas Kliesch, Nümbrecht. Die Rüst­
zeiten, die von der Arbeitsgemeinschaft Rheinischer Küster 
durchgeführt werden, fördern die innere und fachliche Zurü­
stung der Küsterinnen und Küster. Zur Teilnahme an der Rüst­
zeit ist der Küsterin/dem Küster Arbeitsbefreiung im Rahmen 
des § 18 Absatz 3 der Küsterordnung zu gewähren. 

Das Landeskirchenamt 

Fit für Medien und Kommunikation 
FFFZ-Fortbildungsprogramm 

Fortbildung, Training und Beratung zu Medien aller Art bietet 
das soeben erschienene Seminarprogramm des FFFZlFilm 
Funk Fernseh Zentrum der Evangelischen Kirche im Rhein­
land für das erste Halbjahr 2000. Die Übersicht über die Kurse 
zu den Themen Medien, Öffentlichkeitsarbeit und Kommu­
nikation kann bestellt werden beim FFFZ, Kaiserswerther 
Str. 450, Postfach 30 03 43,40403 Düsseldorf, Telefon (0211) 
4580-258. 

Tennine im Überblick: 

Seminare und Kurse 

24. - 25. März Biografien. Menschenbilder in den Medien 
27. - 31. März Kommunikative Kompetenz 
4. April "Ich stelle mich" 
6. Apr. Virtuelle Mediotheken? 
6. C Mai Erfolgreich diskutieren und argumentieren 
13. Mai Leiten ohne Leiden? 
13. - 14. Mai Digitales Video-ABC 
16. Mai Präsentation in der Öffentlichkeit 
23. Mai Internet für Kids 
27. Mai Jetzt spreche ich! 
20. Juni MedienMesse 
20. Juni Mordsgefühle. Gewalt in den Medien 
22. - 28. Juni news 4u 
26. - 27. Juni Veranstaltungsmoderation 

Tennine 
auf 
Anfrage 

Pressemitteilung und -konferenz 
Digitales Video-ABC 
Internet für Einsteiger 
Moderation von Gruppen 

Kurse "Curriculum Öffentlichkeitsarbeit" 

7. - 8. April Gemeindebrief von A-Z 
20. Mai Layout-Day 
20. Mai SChaukastengestaltun-g 

FFFZ Akademie 

31.3. -1. April Die Kunst der Rede 
Vortrag und Rede 1. Teil 

1. April 

7. April 

4. - 6. Mai 
20. - 22. Juni 

24. - 26. August 

1. - 2. Sept. 

8. - 9. Sept. 
15. Sept. 

27.-30. Sept. 

6. -7. Okt. 

26. - 28. Okt. 
10. - 11. Nov. 
17. Nov. 

23. - 25. Nov. 
1. - 2. Dez. 

Journalistisches Schreiben für 
das Internet 
,,2 '/2 Minuten" 
Interviewtraining für Führungskräfte 
Basiskurs Hörfunk 
Moderation von Mitmach-Sendungen 
im HÖrfunk 
Drei Tage ohne Dax. 
Outdoor-Kommunikations- und 
Erlebnistraining 
"ich stelle mich ... " 
Medien-VIP-Training 
Sprechen vor dem Mikrofon 
Brillant präsentieren. 
Techniken erfolgreicher Information 
beim Präsentationsauftritt. 
Fernsehjournalismus: 
Der moderne TV-Bericht 
Alter Ego. Oder die Kunst über 
den Schatten zu springen 
Moderation für Hörfunk und Fernsehen 
Das Radio-Magazin: Produktionskurs 
,,2 't. Minuten". 
Das Interviewtraining für Führungskräfte 
Digitale Fernsehbearbeitung 
Die Kunst der freien Rede. 
Vortrag und Rede 2. Teil 

Bekanntgabe eines neuen Kirchensiegels 

Nr.: 3180 Az.: V/11-5-5 Düsseldorf, 9. Februar 2000 
Dieringhausen-Vollmerhausen-Niederseßmar 

Kirchengemeinde: Dieringhausen-Vollmerhausen-Nieder­
seßmar 

Kirchenkreis: An der Agger 

Umschrift des Kirchensiegels: Evangelische Christuskirchen­
gemeinde Dieringhausen-Vollmemausen, Niederseßmar 

Das Landeskirchenamt 
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Personal- und sonstige Nachrichten 

Ordinationen: 

Pfarrer z. A. Thomas Bergfeld, am 30. Januar 2000 in der 
Kirchengemeinde Bornheim. 

Pfarrer z. A. Johannes Berghaus am 16. Januar 2000 in 
der Kirchengemeinde Schafheim. 

Pfarrer z. A. Dr. Martin B 0 c k am 31. Januar 2000 in der Kir­
chengemeinde Nathanael-Kgm. Köln-Bilderstöckchen. 
Pfarrerin z. A. Sigrid Elis-Haarmann am 30. Januar 2000 
in der Kirchengemeinde EV.-Ref. Radevorrnwald. 

Pfarrer z. A. Michael Ha arm a n n am 30. Januar 2000 in der 
Kirchengemeinde EV.-ref. Radevormwald. 
Predigthelfer Michael H eck am 16. Januar 2000 in der Kir­
chengemeinde Kirn, Kirchenkreis An Nahe und Glan. 

Predigthelfer Wolfgang I n gen bol d am 23. Januar 2000 in 
der Kirchengemeinde Homberg, Kirchenkreis Moers. 
Predigthelferin Antje K e n nt n e r am 12. Dezember 1999 Kir­
chengemeinde Rheinbach, Kirchenkreis Bad Godesberg-Vor­
eifel. 
Predigthelferin Athina Lex u tt am 16. Januar 2000 in der 
Kreuzkirchengemeinde Bonn, Kirchenkreis Bonn. 

Pfarrer z. A. Thorsten M i nut h am 23. Januar 2000 in der 
Kirchengemeinde Kevelaer. 

Predigthelferin Gabriele 0 s p e I kau s - M ü I h e i m s am 
30. Januar 2000, Kirchengemeinde Engelskirchen, Kirchen­
kreis An der Agger. 

Pfarrerin z. A. Antje S aal man n am 30. Januar 2000 in der 
Kirchengemeinde Walsum-Aldenrade. 

Predigthelfer Heinrich Sc h e ff I er am 23. Januar 2000, Kir­
chengemeinde Winningen, Kirchenkreis Koblenz. 

Pfarrer z. A. Martin Trautner am 31. Oktober 1999 in der 
Kirchengemeinde Baumholder. 

Berufungen von Pfarrerinnen und Pfarrern: 

Ehemalige Pfarrerin im Probedienst Doerthe B ra n d n e r in 
der Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit. 

Pastorin im Sonderdienst Ulrike G rau p n e r in das Pfarr­
dienstverhältnis auf Lebenszeit. 

Ehemalige Pastorin im Sonderdienst Almuth K 0 c h - Tor i u u I 
in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit. 

Ehemalige Pastorin im Sonderdienst Claudia Lee kein das 
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit. 

Pastor im Sonderdienst Volker Nie sei in das Pfarrdienstver­
hältnis auf Lebenszeit. 

Ehemalige Pastorin im Sonderdienst Bettina Rot h in das 
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit. 

Ehemaliger Pastor im Sonderdienst Sven-Gunnar Tor j u u! in 
das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit. 

Übertragung von Pfarrstellen: 

Pfarrer Eckhard La n g n e r mit Wirkung vom 1. Februar 2000 
in die landeskirchliche Pfarrstelle eines Dezernenten in Abtei­
lung IV im Landeskirchenamt. Gemeindeverzeichnis S. 5 b. 

Pfarrerin Claudia Lecke mit Wirkung vom 1. Februar 2000 
die 7. Pfarrstelle des Kirchenkreises Jülich, Gemeindever­
zeichnis S. 307. 

Pfarrerin Susanne B e u t h mit Wirkung vom 1. Januar 2000 
die 5. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Köln-Kiettenberg, 
Gemeindeverzeichnis S. 346. 

Pfarrer Volker Nie sei mit Wirkung vom 1. April 2000 die 
1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Bergheim-Zieverich-Els­
dorf, Gemeindeverzeichnis S. 353. 

Pfarrerin Ulrike G rau p n er mit Wirkung vom 21. Februar 
2000 die 1. Pfarrstelle der Clarenbach-Kirchengemeinde 
Köln-Braunsfeld, Gemeindeverzeichnis S. 355. 

Pfarrerin Almuth K 0 c h - To r i u u I mit Wirkung vom 1. Febru­
ar 2000 die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Frechen, 
Gemeindeverzeichnis S. 376. 

Pfarrer Sven-Gunnar Tor j u u I mit Wirkung vom 1. Februar 
2000 die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Frechen, 
Gemeindeverzeichnis S. 376. 

Pfarrerin Doerthe B ra n d n e r mit Wirkung vom 1. Januar 
2000 die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Krefeld-Oppum, 
Gemeindeverzeichnis S. 392. 

Pfarrerin Bettina Rot h mit Wirkung vom 1. Februar 2000 die 
2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Holthausen, Gemeindever­
zeichnis S. 461. 

Pfarrer Peter Gott k e mit Wirkung vom 1. März 2000 die 
Pfarrstelle der Kirchengemeinde Lohmar, Gemeindeverzeich­
nis S. 512. 

Verlängerung: 

Die Amtszeit des Landespfarrers für Gemeindeberatung und 
Organisationsentwicklung, Dieter Po h I, wird gemäß § 27 
Abs. 2 Pfarrdienstgesetz für den Zeitraum vom 15. September 
2000 bis zum 30. September 2004 verlängert. 

Freistellungen: 

Pfarrer Wolfgang A p P e I t, Kirchengemeinde Gebhardshain, 
mit Wirkung vom 1. April 2000, Gemeindeverzeichnis S. 114. 

Pfarrerin Annette Fr i c k e n s c h m i d t, Vereinigt-Evangeli­
sche Kichengemeinde Unterbarmen-Ost (1. Pfarrstelle), mit 
Wirkung vom 1. März 2000, Gemeindeverzeichnis S. 124. 

Pfarrer Jan-Lüken Sc h m i d t , Ev. -ret. Gemeinde Ronsdorf, 
mit Wirkung vom 1. Mai 2000, Gemeindeverzeichnis S. 236. 

Pfarrerin Bärbel B res sie r, Kirchengemeinde Waldniel 
(1. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. Februar 2000, Gemeinde­
verzeichnis S. 292. 

Pfarrerin Gabriele S pie k er, Kirchengemeinde Köln­
DeutzlPoli (3. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 4. Dezember 
1999, Gemeindeverzeichnis S. 346. 

Pfarrerin Lenore Sm i d der k , Kirchengemeinde Köln-Zoll­
stock (1. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. März 2000, Gemein­
deverzeichnis S. 378. 

Abberufung: 

Pfarrer Wilfried Re gen s te j n, Kirchengemeinde Bad Mün­
ster am Stein, mit Wirkung vom 1. Februar 2000, Gemeinde­
verzeichnis S. 446. 

Ernennungen/Berufungen: 

Kirchenverwaltungsoberamtsrat Michael An ger m und vom 
Gemeinsamen Gemeindeamt Niederwupper in Opladen zum 
Kirchenverwaltungsrat, Gemeindeverzeichnis S. 411. 

Pastor Volker B i e r in das Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit 
unter Ernennung zum Pastor im Sonderdienst und Einwei­
sung in die beim Kirchenkreis Ottweiler eingerichtete Sonder­
dienststeIle zum 1. April 2000. 
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Pastorin Gertrud Sofia C s ö ff in das Kirchenbeamtenverhält -
nis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonderdienst 
und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde Geldern ein­
gerichtete Sonderdienststelle zum 1. April 2000. 

Landeskirchen-Amtsrat Hans-Werner D 0 t z aue r zum Lan­
deskirchen-Oberamtsrat. 

Stadtoberinspektorin Stefanie Erb e n in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Lebenszeit unter Ernennung zur Kirchenver­
waltungs-Oberinspektorin beim Verwaltungsrat des Kirchen­
kreises JÜlich. 

Kirchengemeinde-Oberinspektor Jörg Eu man n vom 
Gemeindeamt der sechs Gemeinden Alt-Duisburgs zum Kir­
chengemeinde-Amtmann. 

Kirchengemeinde-Amtsinspektor Torsten F ich t n e r vom 
Gemeindeverband Ev. Kirchengemeinden Mönchengladbach 
zum Kirchenverwaltungs-Inspektor. 

Landeskirchen-Oberinspektor Heinz Gerd F ü t e n zum Lan­
deskirchen-Amtmann. 

Studienrat im Kirchendienst Hubert Ga n s vom Paul-Schnei­
der-Gymnasium in Meisenheim zum Oberstudienrat im Kir­
chendienst. 

Pastor Gebhard von G rum b k 0 w in das Kirchenbeamten­
verhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde Delling 
eingerichtete Sonderdienststelle zum 1. April 2000. 

Landeskirchen-Verwaltungsrat Rainer G u d d at zum Landes­
kirchen-Oberverwaltungsrat. 

Pastor Jürgen Gun d al j n in das Kirchenbeamtenverhältnis 
auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonderdienst und 
Einweisung in die bei der Kirchengemeinde Bergische Diako­
nie Aprath eingerichtete Sonderdienststelle zum 1. April 2000. 

Kichengemeinde-Oberinspektor Jochen von der He i d t 
vom Gemeindeamt der sechs Gemeinden Alt-Duisburgs zum 
Kirchengemeinde-Amtmann. 

Oberstudienrat Klaus-Peter He n n unter Ernennung in das 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Dozenten beim 
Pädagogisch-Theologischen Institut, Fachbereich Schulischer 
Unterricht, in Bonn-Bad Godesberg, Gemeindeverzeichnis 
S.42. 

Landeskirchen-Oberinspektorin Martina Hof fm an n zur 
Landeskirchen-Amtfrau. 

Landeskirchen-Amtsrat Rolf K e u c hel zum Landeskirchen­
Oberamtsrat. 

Pastorin Brigitte K e u e r in das Kirchenbeamtenverhältnis auf 
Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonderdienst und Ein­
weisung in die bei der Kirchengemeinde Heiligenwaid einge­
richtete Sonderdienststelle zum 3. April 2000. 

Landeskirchen-Oberamtsrat Manfred K 0 n rad zum Landes­
kirchen-Verwaltungsrat. 

Kirchengemeinde-Inspektor Hans Georg Kr eu sei e r vom 
Gemeindeverband Koblenz zum Kirchenverwaltungs-Oberin­
spektor. 

Landeskirchen-Oberinspektorin Ines von Kr ü c h t e n zur 
Landeskirchen-Amtfrau. 

Pastorin Heike M ar z u s c h in das Kirchenbeamtenverhältnis 
auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonderdienst und 
Einweisung in die beim Stadtkirchenverband Köln einge­
richtete Sonderdienststelle zum 4. April 2000. 

Kirchenverwaltungsinspektor Boy M ein k ö h n vom Kirchen­
kreis Gladbach-Neuss zum Kirchenverwaltungsoberinspektor, 
Gemeindeverzeichnis S. 227. 

Landeskirchen-Amtsrat Ekkehard Me i s zum Landeskirchen­
Oberamtsrat. 

Oberstudienrat i. K. Rainer M ich e I zum Studiendirektor i. K. 
Kirchenverwaltungs-Hauptsekretärin Anja Neu s e r vom 
Gemeindeverband Krefeld zur Kirchenverwaltungs-Inspekto­
rin. 

Landeskirchen-Inspektor Stephan N ö t h I i n g s zum Landes­
kirchen-Oberinspektor. 

Kirchenverwaltungs-Amtsrätin Annette P ö t z vom Gemein­
deverband Mülheim an der Ruhr zur Kirchenverwaltungs­
Oberamtsrätin. 

Kirchenverwaltungsinspektor Alexander Pr a n 9 e in das Kir­
chenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit. 

Landeskirchen-Amtsrat Matthias Pr eng e I zum Landeskir­
chen-Oberamtsrat. 

Kirchenverwaltungs-Hauptsekretär Christian P re u t e n bor -
be c k vom Kirchenkreis Düsseldorf-Mettmann zum Kirchen­
verwaltungs-Inspektor. 

Kirchengemeinde-Oberamtsrat Martin Re i ff vom Gemeinde­
verband Koblenz zum Kirchenverwaltungsrat, Gemeindever­
zeichnis S. 328. 

Landeskirchen-Amtsrat Günter Sc h ra m m zum Landeskir­
chen-Oberamtsrat. 

Kichengemeinde-Obersekretärin Christiane Sc h u I t z e von 
der Kreuz-Kirchengemeinde Dlisseldorf zur Kirchengemeinde­
Hauptsekretärin. 

Studienrätin z. A. im Angestelltenverhältnis Daniela S tee 9 e -
Gas t vom Martin-Butzer-Gymnasium in Dierdorf unter Aus­
händigung eines Planstelleninhabervertrages zur Studienrätin 
im Kirchenkreis auf Lebenszeit. 

Entlassen: 

Pastorin im Sonderdienst Almuth K 0 c h - Tor j u u i mit Ablauf 
des 31. Januar 2000 wegen Berufung zur Pfarrerin. 

Pastorin im Sonderdienst Claudia L eck e mit Ablauf des 
31. Januar 2000 wegen Berufung zur Pfarrerin. 

Pastor im Sonderdienst Reiner Margardt mit Ablauf des 
31. Dezember 1999 wegen Berufung zum Pfarrer. 

Pastor im Sonderdienst Ralf Peter Re j man n mit Ablauf des 
31. Januar 2000. 

Pastorin im Sonderdienst Bettina Rot h mit Ablauf des 
26. Februar 2000 wegen Berufung zur Pfarrerin. 

Pfarrerin Heike Sc h m i d t, EV.-ref. Gemeinde Rondsdorf, mit 
Ablauf des 30. April 2000, Gemeindeverzeichnis S. 236. 

Pastorin im Sonderdienst Annette S t 0 I t e mit Ablauf des 
31. Januar 2000 wegen Berufung zur Pfarrerin. 

Pastor im Sonderdienst Sven-Gunnar Tor j u u I mit Ablauf 
des 31. Januar 2000 wegen Berufung zum Pfarrer. 

Pastor im Sonderdienst Matthias Web e r- R i t z k 0 w s k y mit 
Ablauf des 31. Dezember 1999 wegen Berufung zum Pfarrer. 

Eintritt in den Ruhestand: 

Pfarrer Hans-Herrmann Dan z e gl 0 c k e , Kirchenkreis 
Jülich, 3. Pfarrstelle, mit Wirkung vom 1. April 2000, Gemein­
deverzeichnis S. 307. 

Pfarrer Eckhard Höfelmayr, Kirchenkreis Jülich, 5. Pfarr­
stelle mit Wirkung vom 1. April 2000, Gemeindeverzeichnis 
S.307. 

Landeskirchen-Oberamtsrat Egon Lau s c h vom Landeskir­
chenamt zum 1. April 2000. 
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Pfarrer Philipp Ne ß I i n g, Stadtkirchenverband Essen, mit 
Wirkung vom 1. April 2000, Gemeindeverzeichnis S. 249. 

Pfarrerin Annemarie P f ei ff er, Kirchengemeinde ldar, 
2. Pfarrstelle, mit Wirkung vom 1. April 2000, Gemeindever­
zeichnis S. 136, 131,132. 

Pfarrer Peter Sc h e e I, Kirchengemeinde Elversberg, 
1. Pfarrstelle, mit Wirkung vom 1. April 2000, Gemeindever­
zeichnis S. 473. 

Gemeindemissionarin Pastorin IIse W u tt k e von der Kir­
chengemeinde Altenkirchen, Kirchenkreis Braunfels, zum 
1. März 2000, Gemeindeverzeichnis S. 154. 

t 
Jesus Christus spricht: Ich bin der Weg und die 
Wahrheit und das Leben; niemand kommt zum Vater 
denn durch mich. 

Johannes 14,6. 

Aus diesem leben wurden abberufen: 

Pfarrer i. R. Heinrich Ge 0 r g e am 27. Dezem­
ber 1999 in Detmold, zuletzt Pfarrer in Wuppertal­
Barmen/Alt-Wupperfeld; geboren am 20. November 
1913 in Belia/Deutsch-Neuguinea; ordiniert am 
25. September 1948 in Wuppertal-Barmen. 

Pfarrer Dr. Hartmut H i I gen fe I d, am 14. Januar 
2000, zuletzt Pfarrer in der Kirchengemeinde Thal­
fang, geboren am 16. Mai 1941 in Waldenburg 
(Schlesien), ordiniert am 18. März 1970 in Idar. 

Pfarrer i. R. Johannes R 0 sen kr an z am 17. Januar 
2000 in Gummersbach, zuletzt Pfarrer in Niederseß­
mar, geboren am 18. November 1930 in Duisburg; 
ordiniert am 5. September 1971 in Gebhardshain. 

Pfarrstelienerrichtungen: 

Beim Kirchenkreis An der Ag ger ist mit Wirkung vom 
1. August 2000 eine 9. Pfarrstelle zur Erteilung evangelischer 
Religionslehre am Berufskollegs im Kirchenkreis An der Agger 
errichtet worden. 

Beim Kirchenkreis An der Ruh r ist mit Wirkung vom 
1. April 2000 eine 8. Pfarrstelle Arbeit in Feuerwehr, Rettungs­
dienst und Katastropenschutz (Notfailseelsorge) errichtet wor­
den. 

Pfarrstellenausschreibungen: 

Die neu errichtete 9. Pfarrstelle zur Erteilung evangelischer 
Religionslehre am Berufskollegs des Kirchenkreises An der 
Ag ger ist zum 1. August 2000 auf Vorschlag der Kirchenlei­
tung zu besetzen. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Landes­
kirchenamt, Postfach 300339,40403 Düsseldorf, zu richten. 

Die Pfarrstelle in 57580 Ge b h a rd s hai n / Kirchenkreis 
Altenkirchen ist ab 1. April 2000 vakant und durch das Pres­
byterium neu zu besetzen. In Gebrauch ist der Kleine Kate­
chismus Martin Luthers. Die Diasporagemeinde hat rund 2000 
Gemeindeglieder, die sich über 12 Dörfer in schöner Wester­
waldlandschaft verteilen. Die Kirche (Baujahr 1863) steht in 
Gebhardshain. In den Hauptorten Gebhardshain und Elken­
roth ist jeweils ein Gemeindehaus, in Dickendorf ein Saal der 
Ev. Gesellschaft in Deutschland. Das schöne Pfarrhaus mit 
herrlichem Garten in Gebhardshain wurde 1975 neu erbaut. In 
drei Orten wird der Kindergottesdienst von ehrenamtlich täti­
gen Gemeindegliedern gehalten, dies gilt teilweise auch für 
die Gruppen und Kreise. Eine Pfarramtssekretärin ist in Teil­
zeit beschäftigt. DiE:! finanziellen Verhältnisse der Gemeinde 
sind gut Wir suchen entweder einen Pfarrer, eine Pfarrerin 
oder ein Pfarrerehepaar. Die volkskirchliche Lebenswirklich­
keit unserer Gemeinde und die Ökumene vor Ort sollen geför­
dert werden. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis 
S. 114. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach 
Erscheinen dieses Amtsblattes an die Evangelische Kirchen­
gemeinde Gebhardshain, über den Superintendenten des Kir­
chenkreises Altenkirchen, Stadthailenweg 16, 57610 Altenkir­
chen, zu richten. 

Der Ki rc hen krei sverband Dü ssel dorf sucht für das 
Evangelische Schulreferat und die Evangelische Stadtakade­
mie Düsseldorf zum 1. Dezember 2000 eine Pfarrerin/einen 
Pfarrer mit geteiltem Dienstauftrag Oe 50 %) bei voller Stelle 
(4. Verbandspfarrstelle) in einem vielseitigen Arbeitsfeld, das 
persönliche Schwerpunktsetzungen erlaubt Beide Einrichtun­
gen stehen in Trägerschaft des Kirchenkreisverbandes Düs­
seldorf. Erwartet werden allgemeine theologische und religi­
onspädagogische Kompetenz, religionswissenschaftliehe 
Kenntnisse und Erfahrung mit deren Vermittlung im inter­
religiösen Dialog, insbesondere in Bezug auf den Islam, 
Schulerfahrung (allgemeinbildende Schulen Sekundarstufe 
!/II) , Interesse an sozialethischen Fragestellungen. Zu den 
Aufgaben der künftigen Kollegin/des Kollegen gehören: Pla­
nung, Organisation und Durchführung von Ausbildungs-, Fort­
und Weiterbildungsveranstaltungen zu theologischen, religi­
onswissenschaftlichen und religionspädagogischen Themen 
in vielfältigen Formen. Dabei wird sie/er die Veranstaltungen 
teilweise inhaltlich selbst gestalten oder mit Referentinnen/ 
Referenten arbeiten. Kontakt und Zusammenarbeit mit allge­
meinbildenden Schulen der Sekundarstufe I und 11, den ört­
lichen Schulträgern und den staatlichen Aufsichtsbehörden 
und die Beratung von Lehrkräften. Förderung schulbezogener 
Arbeit in Kirchengemeinden wie Schulgottesdienste usw. 
Planung und Durchführung von Veranstaltungen der Erwach­
senenbildung zentral im Haus der Kirche sowie vor Ort in den 
Kirchengemeinden, insbesondere zu Themen der Religions­
wissenschaft, des christlich-islamischen Gesprächs, der Sinn­
und Wertorientierung. Die Bewerberin/der Bewerber sollte 
Bereitschaft und Freude an kollegialer Zusammenarbeit 
in den Teams bei der Einrichtuogen, mit anderen kirchlichen 
und staatlichen Einrichtungen der Erwachsenenbildung 
und Lehrerbildung und kirchlichen Dienststellen haben. 
Die Ausstattung des zentral gelegenen Hauses der Kirche 
bietet vielfältige Möglichkeiten für eine selbständige, 
kreative Arbeit. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis 
S. 183. Auskunft erteilen Schulreferent Winfried Walter, 
Telefon 0211/ 8985-251, bzw. der Leiter der Evangelischen 
Stadtakademie, Dr. Dieter Wohlenberg, Telefon 0211/ 
8985-261. Bewerbungen erbitten wir bis vier Wochen nach 
Erscheinen dieses Amtsblattes an den Stadtsuperintenden­
ten, Ernst-Jürgen Albrecht, Haus der Kirche, Postfach 200368, 
40101 Düsseldorf. 
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In der der Kirchengemeinde Es c h w eil er, Kirchenkreis 
Jülich, ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt die 2. Pfarrstelle 
auf Vorschlag der Kirchenleitung wieder zu besetzen. In der 
Gemeinde ist der Unions-Katechismus in Gebrauch. Eschwei­
ler liegt am Rande der Eifel und hat ca. 54.000 Einwohner, 
davon sind etwa 11 % evangelisch. In der Kirchengemeinde 
gibt es zwei Pfarrstellen und eine Sonderdienststelle Kranken­
hausseelsorge. Zum zweiten Pfarrbezirk gehören etwa 2.800 
Gemeindeglieder. Die Kirchengemeinde hat zwei Predigtstät­
ten. Ein Pfarrhaus ist für jeden Bezirk vorhanden. Die Verwal­
tungsarbeit wird von dem Gemeindeamt wahrgenommen. Mit 
den römisch-katholischen Nachbargemeinden arbeitet die 
Kirchengemeinde in ökumenischer Verbundenheit zusammen. 
Die Kirchengemeinde Eschweiler ist eine Gemeinde mit ver­
schiedenen Gruppen und Kreisen und unterschiedlichen 
Schwerpunkten (Kinder- und Jugendarbeit, Seniorenarbeit, 
Kirchenmusik). Gewünscht werden Bewerber mit einem Glau­
ben und einer Persönlichkeit, die positiv in die Gemeinde aus­
strahlen; mit Teamfähigkeit und der Bereitschaft, sich den 
Anforderungen der Gemeindeleitung zu stellen; mit der Fähig­
keit zur seelsorgerlichen Begleitung in Glaubens- und 
Lebensfragen; mit Freude an der Gestaltung von Gottesdien­
sten in unterschiedlichen Formen und unter Beteiligung von 
Gemeindegruppen mit besonderem Engagement in der 
Jugend- und in der Öffentlichkeitsarbeit. Weitere Angaben 
siehe Gemeindeverzeichnis S. 309. Der Vorsitzende des Pres­
byteriums, Wilfried Pinhammer, Telefon 02403/33463, erteilt 
gerne weitere Auskünfte. Bewerbungen sind innerhalb von 
drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Lan­
deskirchenamt, Postfach 300339, 40403 Düsseldorf, zu rich­
ten. 

Die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Co ehe m, Kirchen­
kreis Koblenz, Gemeindeverzeichnis S. 327, ist sofort durch 
das Leitungsorgan wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist 
der kleine Katechismus Martin Luthers in Gebrauch. Die Kir­
chengemeinde Cochem ist eine missionarisch-diakonische 
Landgemeinde in der Diaspora zwischen Koblenz und Trier. 
Wir bemühen uns, gabenorientiert und im Team zu arbeiten. 
Neben vielen Ehrenamtlichen arbeiten ein Pfarrer, eine Pfarre­
rin z. A., eine Pastorin i. S., ein Streetworker, eine Katechetin, 
eine Küsterin, ein Küster, vier Kirchenmusiker im Nebenamt 
und drei Verwaltungskräfte mit. Wenn Sie in ihrem theologi­
schen Spektrum jeden der drei Glaubensartikel ernstnehmen; 
wenn Sie sich von Gott auf dem Weg zu einer lebendigen 
Gemeinde einsetzen lassen möchten; wenn Sie sich für "Lob­
preis" und "Streetwork" und "Willow Creek" begeistern las­
sen, dann richten Sie doch bitte ihre schriftliche Bewerbung 
innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblat­
tes über den Superintendenten des Kirchenkreises Koblenz, 
Mainzer Straße 81, 56075 Koblenz, an das Presbyterium der 
Evangelischen Kirchengemeinde Cochem. Für weitere Infor­
mationen steht Ihnen Pfarrer Guido Kohlenberg, Telefon 
02671/915611, Telefax 02671/915612, gerne zur Verfü­
gung. 

Der Kirchenkreis L e ver k u sen sucht zum 1. August 2000 
zur Wiederbesetzung der 4. kreiskirchlichen Pfarrstelle - Ertei­
lung von Religionsunterricht am Berufskolleg Opladen, in 
Leverkusen, gewerblich-technische Abteilung - eine Pfarre­
rin/einen Pfarrer mit pädagogischen Fähigkeiten und mit 
Interesse an wirtschaftlich-industriellen Ausbildungszusam­
menhängen. Sie/Er soll im Religionsunterricht - im einge­
schränkten (50 %) Dienstverhältnis - die Inhalte christlichen 
Glaubens im Lebens- und Erfahrungshorizont der Schülerin­
nen und Schüler vermitteln und ihnen in begleitender und 
nachgehender Seelsorge zur Verfügung stehen. Weitere 

Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 412. Das Vorschlags­
recht für die Wiederbesetzung der Stelle liegt bei der Kirchen­
leitung. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach 
Erscheinen dieses Amtsblattes zu richten an das Landeskir­
chenamt Düsseldorf, Postfach 300339, 40403 Düsseldorf. 
Auskunft erteilt der BezirkSbeauftragte Pfarrer Wagner, Tele­
fon 0214/43555. 

Die Pfarrstelle der seit dem 1. Juli 1999 pfarramtlich verbun­
denen Kirchengemeinden Horn-Laubach-Bubach und 
Riegenroth ist zum 1. Mai 2000 durch Pensionierung des 
Amtsinhabers neu zu besetzen. Die Gemeinden sind ländlich 
strukturiert und umfassen 9 Dörfer mit 1380 Gemeindeglie­
dern und 4 Kirchen. In den Gemeinden ist der Heidelberger 
Katechismus in Gebrauch. Die Presbyterien halten Frage 1 
des Heidelberger Katechismus für ein wichtiges Zeugnis 
evangelischen Glaubens, an dem der Pfarrstellen inhaber sei­
nen Dienst ausrichtet. Wir wünschen uns einen engagierten, 
aufgeschlossenen und kontaktfreudigen Pfarrer, eine Pfarrerin 
oder ein Pfarrerehepaar im geteilten Dienst. Folgende Arbeits­
schwerpunkte erwarten wir von den Bewerbern: Einen inten­
siven Besuchsdienst in der Gemeinde und in den Kranken­
häusern, wobei insbesondere auch den gemeindefernen 
Gemeindegliedern nachgegangen werden soll. Eine kom­
petente persönliche Seelsorge, die sich mit den Glaubens­
und Lebensfragen der Menschen auseinandersetzt. Freude 
am Gottesdienst, Liebe und Kreativität bei der Gestaltung von 
GotteSdiensten, auch von Gottesdiensten in neuer Gestalt 
(Familien-, Jugend-, Konfirmandengottesdienste). Eine bib­
lisch begründete, zeitgemäße, lebensnahe und missionarisch 
ausgerichtete Verkündigung und Gemeindeaufbau. Beglei­
tung der Kindergottesdienste zusammen mit einem Helfer­
kreis. Jugend- und Kinderarbeit, teilweise zusammen mit 
einer für die Region zuständigen hauptamtlichen Jugendrefe­
rentin. Bereitschaft zur ökumenischen Zusammenarbeit mit 
der kath. Kirche und der Freien Evang. Gemeinde vor Ort. 
Offenheit im Blick auf die Anregungen aus der weltweiten 
Christenheit. Partnerschaftliehe Zusammenarbeit mit den 
Presbyterien und den neben- und ehrenamtlichen Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern. Leitungskompetenz und Organisati­
onsfähigkeit. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis 
S. 525. Weitere Auskünfte erteilt der derzeitige Pfarrstellenin­
haber Pfarrer Peter Völzing, Hauptstraße 1, 55469 Horn, Tele­
fon 06766/259. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes über den Super­
intendenten des Kirchenkreises Simmern-Trarbach, Am 
Osterrech 5, 55481 Kirchberg, an die Presbyterien Horn-Lau­
bach-Bubach/Riegenroth zu richten. 

Auf Grund der Pensionierung des langjährigen SteIleninha­
bers zum 1. Mai 2000 ist die 2. Pfarrstelle der Kirchengemein­
de 0 h I i g s, Kirchenkreis Solingen, wiederzubesetzen. Für 
die Stelle im 3. Bezirk suchen wir eine Pfarrerin/einen Pfarrer 
oder ein Pfarrehepaar. Wir wünschen uns eine Pfarrerin/einen 
Pfarrer, die/der aus Freude am Evangelium Menschen aller 
Altersgruppen die Botschaft von Jesus Christus zeitgemäß 
und engagiert nahebringt und auch in schwierigen Zeiten an 
der Gemeinde mitbaut. Zusammen sind wir unterwegs, um 
mit unserer großen Gemeinde hoffnungsvoll ins neue Jahrtau­
send zu gehen. Bewährtes wie die Arbeit mit Behinderten, 
Erwachsenenbildung und die Begleitung der Kindertagesstät­
te im Bezirk sowie bestehender Gruppen sollte weitergeführt, 
und auch neue Möglichkeiten der Gemeindearbeit entwickelt 
werden. Dabei denken wir besonders an vielfältige neue Akti­
vitäten im großen Gemeindesaal. Aufgeschlossene Zusam­
menarbeit mit dem Pfarrkreis (zwei Pfarrehepaare, ein Pfarrer, 
ein Krankenhausseelsorger), dem Presbyterium sowie den 
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haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
wird geboten. Im Bezirk arbeiten eine Hausmeisterin und 
gesamtgemeind!ich die Gemeindeschwester und die Kanto­
rin. Ökumenische Beziehungen sind lebendig. Stützpunkte 
der Arbeit sind das Gemeindehaus Mankhauser Straße (mit 
mehreren Gemeinderäumen und einem großen Saal für 
bezirkliehe und gesamtgemeindliche Veranstaltungen) und die 
Kindertagesstätte. Das Gemeindeamt befindet sich im 
Gemeindehaus. Das Pfarrhaus liegt in unmittelbarer Nähe des 
Gemeindehauses Mankhauser Straße. Die Stadtkirche (im 
2. Pfarrbezirk gelegen) ist die gemeinsame Predigtstätte des 
1.-3. Pfarrbezirks. Die Predigtdienste erfolgen im Wechsel mit 
dem Pfarrkreis in dieser und den zwei weiteren Predigtstätten 
(Friedenskirche, St. Lukas Klinik). Der Stadtteil Solingen­
Ohligs bietet alle Schularten, Einkaufsmöglichkeiten und gute 
Verkehrsanbindungen. Weitere Angaben siehe Gemeindever­
zeichnis S. 539. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an die vorge­
nannte Anstellungskörperschaft über den Superintendenten 
des Kirchenkreises Solingen, Kasernenstraße 21-23, 42651 
Solingen. zu richten. Zu Auskünften stehen zur Verfügung: der 
Vorsitzende des Presbyteriums Pfarrer Joachim Büssow, 
Erlenstraße 22, 42697 Solingen, Telefon 0212/7 2215 und der 
Vorsitzende des Findungsausschusses Pfarrer Klaus Ham­
mes, Wittenbergstraße 4, 42697 Solingen, Telefon 0212/ 
79527. 

Die 4. Pfarrstelle der Stadtkirchengemeinde Solin­
gen (Kirchenkreis Solingen) ist sofort auf Vorschlag der Kir­
chenleitung wieder zu besetzen, da der langjährige Amtsinha­
ber in den Ruhestand getreten ist. In der Gemeinde ist der 
Lutherische Katechismus mit Fragen aus dem Heidelberger 
Katechismus in Gebrauch. Das Presbyterium wünscht sich 
eine(n) Pfarrerin, die/der sich mit Kreativität und Menschlich­
keit in Wortverkündigung und Gemeindearbeit einbringt und 
sich schwerpunktmäßig in der Öffentlichkeitsarbeit engagiert. 
Die Gemeinde befindet sich derzeit in einem Umstrukturie­
rungsprozess. Damit ist die Erwartung einer intensiven Mitwir­
kung an der Erarbeitung von Konzeption zukünftiger Gemein­
dearbeit verbunden. Teamfähigkeit mit der Kollegin und dem 
Kollegen sowie die Bereitschaft zu vertrauensvoller Zusam­
menarbeit mit haupt-, neben-, und ehrenamtlichen Mitarbei­
tern liegen der Gemeinde dabei besonders am Herzen. Die 
Stadtkirchengemeinde ist eine Innenstadtgemeinde (3 Pfarr­
bezirke), mit der Stadtkirche als Hauptpredigtstätte sowie drei 
Gemeindezentren und vier Kindertagesstätten. Weitere Anga­
ben im Gemeindeverzeichnis S. 540. Die Bewerbungsfrist 
beträgt drei Wochen ab Erscheinungsdatum dieses Amtsblat­
tes. Bewerbungen sind an das Landeskirchenamt, Postfach 
300339, 40403 Düsseldorf, zu richten. 

Die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde 0 a u n, Kirchenkreis 
Trier, ist zum 1. September 2000 durch das Presbyterium wie­
der zu besetzen. In der Gemeinde ist der Kleine Katechismus 
D. Martin Luthers in Gebrauch. Wir gehören zu den extremen 
Diasporagemeinden unserer Landeskirche mit knapp 10 % 
Bevölkerungsanteil. Wir wünschen uns einen Pfarrer/eine 
Pfarrerin, der/die einen Schwerpunkt in Verkündigung und 
Seelsorge sieht; ein besonderes Interesse sowohl an der 
Arbeit mit Senioren, als auch mit Kindern und Jugendlichen 
hat; die Gemeinde nach außen gut repräsentieren kann; 
einen guten Kontakt in der Kooperation mit den Kollegen und 
dem ehrenamtlichen Mitarbeiterkreis pflegt; für eine öku­
menische Zusammenarbeit offen ist. Daun liegt im Herzen der 
schönen Vulkaneifel und bietet als Kreisstadt eine gut über­
schaubare und vollständige Infrastruktur. Die Gemeinde 
besitzt eine Kirche mit ca. 200 Sitzplätzen sowie ein schönes 

geräumiges Gemeindehaus und ein Pfarrhaus (Baujahr 1967). 
Weitere Angaben siehe im Gemeindeverzeichnis S. 546. Aus­
künfte erteilt gerne der Vorsitzende des Presbyteriums, Pfar­
rer Hans-Jürgen Schank, Berliner Straße 5, 54550 Daun, Tele­
fon 06592/985143, Telefax 06592/985144. Bewerbungen 
sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses 
Amtsblattes an das Presbyterium der Evangelischen Kirchen­
gemeinde Daun über den Superintendenten des Kirchenkrei­
ses Trier, Engelstraße 12, 54292 Trier, zu richten. 

In der Kirchengemeinde Wad ern - Los h e i m im nördlichen 
Saarland ist nach Pensionierung des Stelleninhabers zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt die Pfarrstelle des 1. Bezirks auf 
Vorschlag der Kirchenleitung mit vermindertem Dienstumfang 
(50 %) wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der lutheri­
sche Katechismus in Gebrauch. Die Aufgaben sollen über die 
Bezirksgrenzen hinaus auf zwei Pfarrbezirke funktional aufge­
teilt werden. Das Presbyterium will für die Gemeinde gemein­
sam mit dem Bewerber/der Bewerberin und dem Pfarrer des 
2. Bezirks einen Dienstplan aufstellen, der den Gegebenhei­
ten des eingeschränkten Dienstes Rechnung trägt. Wir 
suchen deshalb eine Pfarrerin oder einen Pfarrer, die bzw. der 
ein hohes Maß an Flexibilität mitbringt und bereit ist, bei der 
Entwicklung einer Gemeindekonzeption engagiert mjtzuarbei­
ten. Die evangelische Kirchengemeinde umfasst die politi­
schen Gemeinden Wadern, Losheim am See und Weiskir­
chen, hat ca. 2300 Gemeindeglieder und liegt in einer land­
schaftlich reizvollen, ländlichen Umgebung mit einigen touri­
stischen Attraktionen. Die Infrastruktur ist gut, alle Schulfor­
men sind mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar, das 
Gymnasium von Wadern aus sogar zu Fuß. In Wadern steht 
ein geräumiges Pfarrhaus in schöner und ruhiger Lage zur 

f Verfügung. Das Presbyterium ist darum bemüht, eine Neben­
beschäftigung zu finden, die mit dem Dienst in der Gemeinde 
vereinbar ist. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 
562. Die Bewerbungsfrist beträgt drei Wochen ab Erschei­
nungsdatum dieses Amtsblattes. Bewerbungen sind an das 
Landeskirchenamt, Postfach 300339, 40403 Düsseldorf zu 
richten. Für Nachfragen steht der Vorsitzende des Presbyteri­
ums, Pfarrer Rüdiger Schulze, Telefon 06872/1600 zur Verfü­
gung. 

Die Regionalpfarrstelle im Gemeindedienst für Missi­
on und Ökumene (GMÖ) der Region Mittel­
rh ein - La h n ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt wiederzu­
besetzen. Die Region umfasst die Kirchenkreise Altenkirchen, 
Braunfels, Koblenz, Simmern-Trarbach, Wetzlar und Wied. 
Der Dienstsitz ist Neuwied. Gesucht wird ein Pfarrer oder eine 
Pfarrerin. Die Berufung erfolgt für einen Zeitraum von acht 
Jahren. Die Arbeit in der Regionaipfarrstelle wird von einem 
Kuratorium begleitet. Ein Sekretariat mit einem Stundenum­
fang von zehn Wochenstunden steht zur Verfügung. Der GMÖ 
soll durch Mitarbeit in Gemeinde, Kirchenkreisen, Ausschüs­
sen und ökumenischen Gruppen daran mitwirken, dass alle 
Ebenen unserer Kirche einbezogen werden in den Prozess 
der Erneuerung zu einer missionarischen Kirche in ökumeni­
scher Weite; helfen, dass die missionarischen Herausforde­
rungen für die Kirche sowohl am Ort als auch in globaler 
Weite wahrgenommen werden; ökumenisch-missionarisches 
Bewusstsein und Handeln in Kirchengemeinden und Kirchen­
kreisen aufnehmen und anregen sowie Bestehendes, insbe­
sondere Partnerschaften, kritisch begleiten und fördern; die 
Grundidee sowie die Arbeit der Vereinten Evangelischen Mis­
sion (VEM) in die Gemeinden und Kirchenkreise hinein vermit­
teln; mitarbeiten bei der Umsetzung der Empfehlungen und 
Beschlüsse der Organe der VEM; den Zusammenhang von 
"Weltmission" und "Volksmission" wahrnehmen und für eine 
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enge Zusammenarbeit sorgen; Ziele, Programme und Verlaut­
barungen des Ökumenischen Rates der Kirchen bekanntma­
chen und deren Umsetzung anregen und begleiten. Der Stel­
leninhaber/die Stelleninhaberin sollte Erfahrungen in prakti­
scher Gemeinde- und Ökumenearbeit mitbringen; ökumeni­
sche Erfahrungen im Ausland gemacht haben; die Bereit­
schaft zur Zusammenarbeit mit Gemeindem Gruppen und 
Initiativen des Konziliaren Prozesses haben; Kontaktfähigkeit 
und Organisationsgabe besitzen; Englisch und nach Möglich­
keit eine zweite Fremdsprache beherrschen. Weitere Angaben 
siehe Gemeindeverzeichnis S. 583. Anfragen richten Sie bitte 
an den Vorsitzenden des Kuratoriums, Pfarrer Horst Kanne­
mann, Telefon 06403/2394 oder an Pfarrerin Marlon Obitz, 
Telefon 02631/53296 bzw. 02631/987050. Ihre Bewerbung 
mit den üblichen Unterlagen richten Sie bitte bis zum 17. April 
2000 an die Superintendentin des Kirchenkreises Wied, Pfar­
rerin Marion Obitz, Hermannstraße 30, 56564 Neuwied. 

Die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Pud erb ach, Kir­
chenkreis Wied, ist mit einem Dienstumfang von 50 % durch 
das Leitungsorgan zum 1. April 2000 wieder zu besetzen. Der 
Gemeindebezirk Niederwambach umfasst ca. 1000 Gemein­
deglieder in 12 Dörfern. Alle Schularten gibt es in Altenkirchen 
und Dierdorf sowie in Puderbach eine Grund- und Regional­
schule. In der Gemeinde ist der Heidelberger Katechismus in 
Gebrauch. Befähigung und Bereitschaft zur Kooperation mit 
den beiden anderen Bezirken, Pfarrstelleninhabern und Mitar­
beitenden sind erforderlich. Nähere Auskünfte erhalten Sie 
durch das Gemeindeverzeichnis S. 587 und durch Pfarrer 
Ulrich Bäck, Telefon 02684/3406. Bewerbungen sind inner­
halb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an 
die vorgenannte Ausstellungskörperschaft über die Superin­
tendentin des Kirchenkreises Wied, Hermannstraße 30, 56564 
Neuwied, zu richten. 

Stellenausschreibungen: 

Die A-Kirchenmusikerstelle an der Fr i e den ski reh e 0 Ü s­
seldorf ist zum 1. November 2000 durch Eintritt in den 
Ruhestand von KMD Volker Ebers wieder zu besetzen. Die 
Friedens-Kirchengemeinde ist eine Innenstadtgemeinde im 
südlichen City-Bereich mit ca. 9000 Gemeindegliedern und 
vier Pfarrstellen. Sie hat drei Gemeindezentren, an denen 
auch ein B-Kirchenmusiker und eine C-Kirchenmusikerin tätig 
sind. Wir suchen eine Kirchenmusikerin/einen Kirchenmusiker, 
die/der bereit ist, die kirchenmusikalische Arbeit an der Frie­
denskirehe (Vielfältige Gottesdienstmitgestaltung, Kantoreiar­
beit in Gottesdiensten und Konzerten, Orgelmusiken) fortzu­
setzen und weiter zu entwickeln. Als neues Arbeitsfeld wün­
schen wir uns kirchenmusikalische Arbeit mit jungen Men­
schen (Gospelchor, Band). Die Abstimmung mit der Kollegin 
und dem Kollegen und eine gute Zusammenarbeit mit den 
anderen Mitarbeitenden ist uns ein Anliegen. Die Friedenskir­
che verfügt über 1100 Plätze. Bei uns sind vorhanden: drei­
manualige von Beckerath-Orgel (1954) mit 34 Registern, 
Orgelpositiv mit fünf Registern (von Beckerath), Cembalo, Flü­
gel und mehrere Klaviere. Die A-Stelle soll z.Zt. mit nur 80% 
besetzt werden. Die Vergütung erfolgt nach BAT I KF. Bei der 
Wohnungssuche sind wir gern behilflich. Wir erbitten Ihre 
Bewerbung bis zum 1. Mai 2000 an das Presbyterium der Ev. 
Friedens-Kirchengemeinde, Florastraße 55b, 40217 Düssel­
dorf. Ihr Ansprechpartner ist Pfarrer Martin Kammer, Telefon 
0211/312115. 

Stellenausschreibungen: 

(ohne Textverantwortung des Landeskirchenamtes) 

DieEvangelische Frauenhilfe im Rheinland e.V. 
sucht zum 1. Oktober 2000 eine Leitende Pfarrerin. Wir sind 
ein Verband mit ca. 60.000 Mitgliedern, der in 1400 Gemein­
degruppen und 42 Kreisverbänden organisiert ist. Der 
Schwerpunkt unserer Arbeit liegt zum einen in der Förderung 
der Frauenhilfearbeit auf Gemeinde- und Kreisverbandsebene 
und zum anderen in der Durchführung von Bildungsangebo­
ten in unserer Tagungsstätte "Haus der Frauenhilfe". In unse­
rer Trägerschaft befinden sich eine Weiterbildungseinrichtung, 
das Diakonische Jahr der Evangelischen Kirche im Rheinland 
und folgende diakonische Einrichtungen, 1 Altenheim, 
1 Fachseminar tür Altenpflege, 1 Krankenhaus, 2 Müttergene­
sungsheime. Wir suchen eine erfahrene und engagierte Pfar­
rerin der Evangelischen Kirche im Rheinland, die Freude hat 
an der Arbeit mit Frauen aller Altersgruppen und die in der 
Lage ist, unterschiedlichen Frömmigkeitsprägungen offen zu 
begegnen und die hohe Kompetenz ehrenamtlich tätiger 
Frauen zu fördern. Wir wünschen uns eine Frau mit Ideen zur 
Konzeption der evangelischen Frauenhilfearbeit in einem sich 
wandelnden Gemeindeaufbau unserer Volkskirche, die den 
Verband in kirchlicher und gesellschaftlicher Öffentlichkeit 
repräsentiert. Zu ihren Aufgaben gehört die Geschäftsführung 
des Vereins. Wir erwarten die Bereitschaft, gemeinsam mit 
den Mitarbeiterinnen des Landesverbandes an theologischen 
und gesellschaftspolitischen Fragestellungen zu arbeiten und 
ökumenische Kontakte zu fördern. Wir bieten Dienstbezüge 
nach den Regeln der Pfarrbesoldung (einschließlich 
Anschluss an die gemeinsame Versorgungskasse für Pfarre­
rinnen und Pfarrer und Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam­
te, Dortmund), Dienstwohnungsverpflichtung besteht nicht. 
Die Berufung ist zunächst befristet auf acht Jahre, eine Ver­
längerung ist möglich. Hierfür ist die Freistellung gemäß § 77 
PfDG durch das Landeskirchenamt erforderlich. Sind Sie 
interessiert? Dann senden Sie Ihre Bewerbung bis zum 
31. März 2000 an die Vorsitzende der Ev. Frauenhilfe im 
Rheinland e.V., Frau Ingeborg Bauch, Ellesdorfer Straße 52, 
53179 Bonn. Sollten Sie Fragen haben, gibt Ihnen der 
Geschäftsführende Pfarrer der Ev. Frauenhilfe im Rheinland, 
Herr R. Münden, Telefon 0228/9541-111, gerne Auskunft. 

Die Kirchengemeinde Go c h sucht zum 1. August 2000 für 
ihre Kinder- und Jugendarbeit eine Jugendleiterinl einen 
Jugendieiter in Volizeitbeschäftigung. Aufgabengebiete; Inten­
sivierung der am Gemeindeaufbau orientierten Kinder- und 
Jugendarbeit; Fortsetzung der offenen Jugendarbeit (ToT); 
Vemetzung der Kinder- und Jugendarbeit mit den anderen 
Angeboten für Kinder und Jugendliche; Mitarbeit bei der Ent­
wicklung einer Gemeindekonzeption; Mitarbeit bei Projekten, 
Gottesdiensten, Freizeiten, Gemeindeveranstaltungen; 
Gewinnung, Begleitung und Fortbildung von ehrenamtlich 
Mitarbeitenden. Wir erwarten eine abgeschlossene Ausbil­
dung als Diakonin/Diakon, Gemeindepädagogin/-pädagoge, 
Sozialpädagogin/-pädagoge, bzw. Solzialarbeiterin/-arbeiter. 
Eigeninitiative, Kontakt- und Kooperationsfähigkeit, Organsa­
tionstalent, Kreativität setzen wir voraus. Für die ToT wird 
außerdem die Bereitschaft zur Abend- und Wochenendarbeit 
erwartet. Wir bieten selbständige Arbeit mit großem Gestal­
tungsspielraum; ansprechende Räumlichkeiten; Vergütung 
nach BAT/KF. Bewerbungen sind zu richten bis zum 30. April 
2000 an das Presbyterium der Evangelischen Kirchengemein­
de Goch, Markt 8, 47574 Goch. Auskunft erteilen Pfarrer 
W. Somplatzki, Telefon 02823/6988 oder der Vorsitzende des 
Jugendausschusses, Ulrich Manz. Telefon 02823/8455 ab 
18.00 Uhr. 
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Im Gemeindeamt Solingen-Altstadt ist zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt die Stelle einesIr Gemeindesach­
bearbeiters/in zu besetzen, Das Aufgabengebiet umfasst die 
selbständige Verwaltung für zwei Kirchengemeinden mit einer 
bzw. drei Pfarrstellen und insgesamt ca. 9000 Gemeindeglie­
dem. Wir suchen für unsere zukunftsorientierte kirchliche Ver­
waltung eine/n engagierte/n und kooperative/n Mitarbeiter/in 
mit Zweiter, jedoch mindestens Erster Kirchlicher Verwal­
tungsprüfung. Fundierte Kenntnisse im Kirchlichen Verfas­
sungsrecht, der Verrnögensverwaltung sowie im EDV-Bereich 
sind erforderlich. Die Position ist nach A 11 BbesG/lV a BAT­
KF bewertet. Schriftliche Bewerbungen werden an die Vertre­
terversammlung der drei Alt-Solinger Kirchengemeinden, Köt­
ner Straße 17, 42651 Solingen erbeten. Auskünfte erteilt Herr 
Wingelewski, Telefon 021212220635. 

Der Kirchenkeis Trier sucht zum bald möglichsten Ter­
min einen kreiskirchlichen Jugendreferenten/eine kreiskirchli­
che Jugendreferentin für die Kinder- und Jugendarbeit im 
flächenmäßig größten Kirchenkreis der rheinischen landeskir­
che (voraussichtlich mit Sitz im Raum Bernkastel-KueslWitt­
lich/Schweich). Der Kirchenkreis ist geprägt durch die Diaspo­
ra-Situation (Eifel/Mosel) einerseits und einige überwiegend 
evangelische Gemeinden (Hunsrück) andererseits. Da es bis­
her kein kreiskirchliches Jugendreferat gab, wünschen wir uns 

einen evangelischen Mitarbeiter/eine evangelische Mitarbeite­
rin mit fachlicher Qualifikation (Fachhochschulabschluss, 
Berufserfahrung); Fähigkeit zum Aufbau neuer Strukturen; 
Bereitschaft zur Teamarbeit, persönliches Engagement, Fan­
tasie und Kreativität; Mobilität (im flächenmäßig großen 
Arbeitsgebiet), Führerschein. Wir erwarten von Ihnen vor 
allem Unterstützung der Kinder- und Jugendarbeit in den 
Gemeinden; Schulung und Förderung der ehrenamtlichen und 
hauptamtlichen Mltarbeiter(innen) in den Gemeinden; Vorbe­
reitung und Durchführung von Veranstaltungen auf Kirchen­
kreisebene; Mitarbeit an der Entwicklung des evangelischen 
Profils der Kinder- und Jugendarbe,it im Kirchenkreis. Wir bie­
ten die Herausforderung eines vielfältigen, offenen Betäti,. 
gungsfeldes; eigene kreative Arbeitsmöglichkeiten; eine erar­
beitete Konzeption für die Kinder- und Jugendarbeit im Kir­
chenkreis; kooperative Begleitung durch den Fachausschuss 
für Kinder- und Jugendarbeit; eine unbefristete volle Stelle -
Vergütung nach BAT-KF; Hilfe bei der Wohnungsbeschaffung. 
Bei Rückfragen rufen Sie an oder schreiben Sie an den Vor­
sitzenden des Fachausschusses, Pfarrer G. Singer, Berg­
straße 1, 54471 Veldenz, Telefon 06534/530. Bewerbungen 
mit pfarramtlichem Zeugnis und Referenzen innerhalb von vier 
Wochen nach Erscheinen dieser Anzeige an den Evangeli­
schen Kirchenkreis Trier, Engelstraße 12, 54292 Trier. 
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